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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

Deutschland hat am 1.  Juli die EU-Ratspräsident-
schaft übernommen. Die letzte Präsidentschaft liegt 
13 Jahre zurück. In diesem Jahr fällt sie in die größte 
globale Rezession seit dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs. Die Corona-Krise stellt auch die Europäische 
Union vor Herausforderungen von historischer Di-
mension. Die höchste Priorität während der sechs 
Monate der deutschen Präsidentschaft hat daher, 
die Corona-Pandemie und ihre wirtschaftlichen 
Folgen so gut wie möglich zu bewältigen und Eu-
ropa gestärkt aus der Krise zu führen. Klar ist: Dies 
wird nur durch ein solidarisches Miteinander in der 
Europäischen Union zu schaffen sein. Diese Über-
zeugung spiegelt sich auch im Motto der deutschen 
Ratspräsidentschaft wider: „Gemeinsam. Europa 
wieder stark machen.“

Aus diesem Leitmotiv ergeben sich die themati-
schen Schwerpunkte der Ratspräsidentschaft. Zen-
trale Bedeutung kommt den Verhandlungen zum 
Mehrjährigen Finanzrahmen und dem Wiederauf-
baufonds zu. Konjunkturelle Impulse sollen mit 
transformativen Elementen hin zu einer klima
freundlichen und digitalen Wirtschaft verbunden 
werden  – so, wie dies auch beim deutschen Kon-
junktur- und Zukunftspaket der Fall ist. Gerade mit 
Blick auf eine sich stark verändernde geopolitische 
Situation ist es notwendig, unsere Gesellschaften 

und Volkswirtschaften zukunftsfest und auf globa-
ler Ebene handlungsfähig zu machen. Kurz: Europa 
muss souveräner werden.

Dazu gehört auch, dass die Steuersysteme fairer und 
moderner gestaltet werden, um den Herausforde-
rungen von Globalisierung und Digitalisierung an-
gemessen begegnen zu können. Deutschland wird 
die Ratspräsidentschaft deshalb auch nutzen, um 
sich auf europäischer und globaler Ebene mit Nach-
druck für mehr Steuergerechtigkeit einzusetzen. Ein 
zentrales Anliegen ist dabei, die Einführung einer 
globalen effektiven Mindestbesteuerung entschei-
dend voranzubringen. Der Schlaglichtartikel dieses 
Monatsberichts widmet sich detailliert den Prioritä-
ten des Präsidentschaftsprogramms.

Der 1. Juli 2020 markiert aber nicht nur den Beginn 
unserer EU-Ratspräsidentschaft, sondern auch den 
30. Jahrestag der deutschen Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion. Damals wurde die Grundlage der 
deutschen Einheit gelegt, die gleichzeitig untrenn-
bar mit dem europäischen Einigungsprojekt ver-
bunden ist. Diese enge Verknüpfung hatte bereits 
Paul Löbe als Alterspräsident bei der ersten Sitzung 
des Deutschen Bundestags am 7.  September  1949 
treffend formuliert: „Indem wir die Wiedergewin-
nung der deutschen Einheit als erste unserer Aufga-
ben vor uns sehen, versichern wir gleichzeitig, dass 
dieses Deutschland ein aufrichtiges, von gutem Wil-
len erfülltes Glied eines geeinten Europa sein will.“ 
Gerade zu Beginn einer herausfordernden deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft haben diese Worte 
auch nach gut 70  Jahren nichts an ihrer Gültigkeit 
und Aktualität eingebüßt.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre!

 

Wolfgang Schmidt	  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Gemeinsam gestärkt aus der Krise – Die 
deutsche EU-Ratspräsidentschaft im Zeichen 
der Corona-Pandemie

Am 1. Juli 2020 hat Deutschland die EU-Ratspräsidentschaft inmitten der größten globalen Rezession 
seit Ende des Zweiten Weltkriegs übernommen. Die Europäische Union (EU) steht vor ihrer bisher 
größten Bewährungsprobe. Der Fokus des deutschen Ratsvorsitzes wird daher auf der Krisenbewäl-
tigung und dem Wiederaufbau liegen. Klar ist: Nur durch ein solidarisches Miteinander wird die EU 
diese Krise erfolgreich bewältigen und gestärkt aus ihr hervorgehen können. Diese Überzeugung spie-
gelt sich auch im Motto der deutschen Ratspräsidentschaft wider: „Gemeinsam. Europa wieder stark 
machen.“

Zentrale Bedeutung kommt dabei den Verhandlungen zum Mehrjährigen Finanzrahmen und dem 
auf einer deutsch-französischen Initiative basierenden Vorschlag der EU-Kommission für ein Wie-
deraufbaupaket zu. Daneben will die Bundesregierung in den kommenden Monaten weitere Vor-
haben im Bereich der europäischen Finanzpolitik voranbringen. Die mit der Corona-Pandemie und 
dem Wiederaufbau verbundenen Ausgaben der öffentlichen Haushalte verdeutlichen einmal mehr, 
wie wichtig eine gerechte und effektive Besteuerung ist. Nur so stehen dem Staat ausreichend finanzi-
elle Mittel für die öffentliche Daseinsvorsorge und bedeutende Zukunftsaufgaben zur Verfügung. Die 
Bundesregierung setzt sich daher mit Nachdruck für die Einführung einer globalen effektiven Min-
destbesteuerung von international agierenden Unternehmen ein und möchte während der deutschen 
Ratspräsidentschaft das Thema entscheidend voranbringen. Darüber hinaus strebt die Bundesregie-
rung in den kommenden sechs Monaten Fortschritte bei der Vollendung der Banken- und Kapital-
marktunion, der Schaffung schlagkräftiger Aufsichtsstrukturen gegen Geldwäsche und Terrorfinan-
zierung sowie bei der Digitalisierung im Finanzsektor an.

Im Fokus: Die Krise 
bewältigen und die Zukunft 
Europas gestalten

Die Corona-Pandemie stellt die ganze Welt vor eine 
gigantische Herausforderung und ist für die EU die 
größte Bewährungsprobe ihrer Geschichte. Das 
zentrale Anliegen der Bundesregierung ist daher, 
die Voraussetzungen zu schaffen, damit Europa ge-
eint und gestärkt aus der Krise hervorgehen kann.

Im Frühjahr haben die Mitgliedstaaten der EU mit 
der schnellen Einigung auf kurzfristige europä
ische Hilfen für Beschäftigte, Unternehmen und 
Mitgliedstaaten einen ersten wichtigen Schritt zur 

Bewältigung der Krise getan. In den nächsten Mona-
ten wird es darum gehen, die Volkswirtschaften der 
Mitgliedstaaten und den europäischen Binnenmarkt 
langfristig widerstandsfähiger und wettbewerbsfä-
higer zu machen. Dies bedeutet insbesondere, die di-
gitale und klimafreundliche Transformation unseres 
Wachstumsmodells zu forcieren.

Frankreich und Deutschland haben hierzu im Mai 
einen ambitionierten Vorschlag für einen Wieder-
aufbaufonds in Höhe von 500 Milliarden Euro vor-
gelegt. Die Europäische Kommission hat diesen 
Vorstoß aufgegriffen und ein umfassendes Wieder-
aufbaupaket vorgeschlagen sowie einen angepass-
ten Mehrjährigen Finanzrahmen für die Jahre 2021 
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bis 2027. Die zentrale Aufgabe des deutschen Rats-
vorsitzes für die nächsten sechs Monate wird es 
sein, dieses ambitionierte Paket zum wirtschaft-
lichen Wiederaufbau Europas umzusetzen. Die 
deutsche Ratspräsidentschaft ist entschlossen, da-
für zu sorgen, dass die Mittel zu Jahresbeginn 2021 
bereitstehen, und wird sich dafür einsetzen, die für 
eine Einigung notwendigen Brücken zu bauen und 
Kompromissmöglichkeiten auszuloten.1

Finanzpolitische 
Schwerpunkte der deutschen 
Ratspräsidentschaft

Die Krisenbewältigung wird in den nächsten Mo-
naten im Vordergrund stehen. Neben dem Wie-
deraufbaupaket will die Bundesregierung weitere 
finanzpolitische Vorhaben voranbringen, die für ei-
nen wettbewerbsfähigen, krisenfesten und gerech-
ten Binnenmarkt entscheidend sind. Dazu gehören 
insbesondere die faire und effektive Besteuerung 
von international agierenden Unternehmen, die 
Vollendung der Banken- und Kapitalmarktunion, 
schlagkräftige Aufsichtsstrukturen gegen Geldwä-
sche und Terrorfinanzierung und die Digitalisie-
rung im Finanzsektor.

Steuergerechtigkeit

Wirtschaftsaktivitäten und Unternehmensstruktu-
ren haben sich durch Digitalisierung und Globali-
sierung stark verändert. Die europäische Steuerpo-
litik muss mit diesen Entwicklungen Schritt halten. 
Sie muss modern und innovativ sein, um die wirt-
schaftliche Stärke Europas weiter zu fördern und das 
Steueraufkommen der Mitgliedstaaten zu sichern. 
Die Corona-Pandemie hat zudem einmal mehr 

1  Bei Redaktionsschluss lagen noch keine Ergebnisse des 
Sondergipfels des Europäischen Rats vor (Beginn am 17. Juli), 
bei dem die EU-Staats- und Regierungschefinnen und -chefs 
den Aufbauplan zur Bewältigung der COVID-19-Krise und den 
Mehrjährigen Finanzrahmen 2021-2027 erörtert hatten.

verdeutlicht, wie wichtig eine gerechte und effektive 
Besteuerung für die Finanzierung des Gemeinwe-
sens ist. Denn nur mit einer soliden Steuerbasis ste-
hen den Staaten ausreichend finanzielle Mittel zur 
Verfügung, um die öffentliche Daseinsvorsorge und 
bedeutende Zukunftsaufgaben finanzieren zu kön-
nen. Daran müssen sich alle Steuerpflichtigen fair 
und angemessen beteiligen.

Dafür muss sichergestellt werden, dass auch die 
großen multinationalen Unternehmen einen ge-
rechten Beitrag zum Allgemeinwesen leisten. Die 
Bundesregierung setzt sich daher seit Langem mit 
Nachdruck für eine faire und effektive Besteuerung 
international tätiger Unternehmen ein. Den beson-
deren Herausforderungen der Digitalisierung und 
der Globalisierung sollten alle Staaten durch einen 
international abgestimmten Ansatz begegnen, um 
einer andernfalls drohenden übermäßigen Frag-
mentierung der internationalen Rechtslandschaft 
entgegenzuwirken. Die Bundesregierung unter-
stützt daher gegenwärtig die internationalen, im 
Auftrag der G20 durchgeführten, Arbeiten der Or-
ganisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD), die den steuerlichen He-
rausforderungen der Digitalisierung wirksam be-
gegnen sollen und die Einführung einer effek-
tiven globalen Mindestbesteuerung beinhalten. 
Nach dem Abschluss der Verhandlungen zu den 
OECD-Vorschlägen sollen die Ergebnisse in der EU 
umgesetzt werden.

Die Bundesregierung setzt sich darüber hinaus für 
die Stärkung der zwischenstaatlichen Verwaltungs-
zusammenarbeit ein. Insbesondere soll dazu eine 
Meldeverpflichtung und der automatische Aus-
tausch von Informationen zu Anbietern auf digi-
talen Plattformen eingeführt und damit die Be-
steuerung der Plattformökonomie sichergestellt 
werden. Weitere Anliegen der Bundesregierung 
sind die Einführung einer Finanztransaktionsteuer 
auf europäischer Ebene sowie der Kampf gegen 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung.
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Nachhaltige 
Finanzmarktarchitektur

Ein robuster Bankensektor und ein verlässlicher 
Zugang zu den Finanzmärkten gehören zu den 
Grundlagen für eine kraftvolle wirtschaftliche Er-
holung nach der Krise. Nur in Verbindung mit ei-
ner stabilen und gefestigten Banken- und Kapital-
marktunion werden die Anstrengungen für einen 
Wiederaufbau ihren größten Nutzen für Unter-
nehmen sowie Verbraucherinnen und Verbrau-
cher entfalten können. Die Bundesregierung ist da-
her entschlossen, die Finanzmarktintegration in 
der  EU fortzuführen, um im Postkrisenszenario 
eine ausreichende Finanzierung der Realwirtschaft 
sicherzustellen.

Die Agenda der Bundesregierung umfasst dabei 
mehrere Politikfelder. Ein Kernanliegen ist die Ver-
tiefung der Kapitalmarktunion, um die kapital-
marktbasierte Finanzierung zu fördern und um 
den europäischen Kapitalmarkt weiter zu integrie-
ren und international wettbewerbsfähiger zu ma-
chen. Dies dient einer besseren Finanzierung der 
Realwirtschaft sowie strategischer Investitionen. 
Von hoher Priorität ist für die Bundesregierung 
auch die Fortentwicklung der Bankenunion, um 
die Stabilität des Finanzsystems zu erhöhen und 
den europäischen Binnenmarkt zu stärken.

Die fortschreitende Digitalisierung des Finanz-
dienstleistungssektors eröffnet Chancen für neue 
Geschäftsmodelle, Produkte und Anbieter. Mit ihr 
gehen aber auch Risiken einher und sie führt zu 
starken Veränderungen des Markts. Dies macht re-
gulatorische Anpassungen erforderlich. Mit der 
Schaffung einer digitalen Finanzmarktunion will 
die Bundesregierung bestehende Hemmnisse für 
grenzüberschreitende digitale Finanzdienstleis-
tungen abbauen, um international wettbewerbs-
fähig zu bleiben. Die Arbeiten im Rahmen der 
angekündigten Digital-Finance-Strategie der Kom-
mission und der Regulierungsvorschläge etwa zu 
Krypto-Assets will die Bundesregierung unterstüt-
zen, um einen Beitrag zur Souveränität des europä
ischen Finanzmarkts zu leisten.

Enge Abstimmung im Rahmen 
der „Trio-Präsidentschaft“

Deutschland bildet gemeinsam mit Portugal und 
Slowenien zum zweiten Mal eine sogenannte 
Trio-Präsidentschaft, die sich über 18  Monate bis 
Ende 2021 erstreckt. Auf Deutschland folgt im Ja-
nuar  2021 die portugiesische Ratspräsidentschaft, 
ab Juli 2021 übernimmt Slowenien den Vorsitz. In 
den Jahren 2007 und 2008 bildeten die drei Länder 
das erste Präsidentschaftstrio der EU-Geschichte.

Im Rahmen dieses Dreiervorsitzes arbeiten die Re-
gierungen eng zusammen. Dies gilt ebenso für 
die Kooperation mit Frankreich, das im 1.  Halb-
jahr 2022 die EU-Ratspräsidentschaft übernehmen 
wird. Nicht nur die deutsche Ratspräsidentschaft, 
auch die gesamte Triopräsidentschaft wird zwar 
von der Krisenbewältigung bestimmt werden, je-
doch gilt es auch die Zukunft der EU zu gestalten. 
Um in den nächsten Monaten und Jahren entschei-
dende Weichen für die Zukunft der  EU zu stellen 
und eine nachhaltige Bewältigung der großen He-
rausforderungen zu gewährleisten, muss eine enge 
Verzahnung der Ratspräsidentschaften gelingen.

Das Programm der Triopräsidentschaft umfasst 
neben der unmittelbaren Krisenbewältigung daher 
u. a. folgende Schwerpunkte:

	● Erhaltung eines gerechten und sozialen Eu-
ropas bei gleichzeitiger weltweiter Förderung 
europäischer Interessen und Werte

	● Erzielung von Fortschritten bei der Digitali-
sierung im Bildungsbereich, in der Forschung 
sowie im Finanz- und im Gesundheitswesen; 
Stärkung und Erhaltung der digitalen Sou-
veränität im Hinblick auf die Digitalisierung 
und die künstliche Intelligenz als zukünftige 
Schlüsseltechnologie; aktive Gestaltung der Zu-
kunft der Arbeit, auch im Hinblick auf die Digi-
talisierung; Verstärkung der Bemühungen, die 
Europäische Säule sozialer Rechte umzusetzen
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	● Entwicklung umfassender, dauerhafter und 
krisenfester Lösungen im Bereich der Migra-
tion; verstärkte Maßnahmen gegen die ille-
gale Migration und den Menschenhandel bei 
gleichzeitiger Bekämpfung der Grundursachen 
von Flucht und Vertreibung

	● Stärkung der globalen Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Industrie und Sicherstel-
lung eines stabilen Investitionsumfelds auch 
für kleine und mittlere Unternehmen; Defini-
tion strategischer Wertschöpfungsketten, In-
dustrien und wichtiger Vorhaben von gemein-
samem europäischem Interesse; Vertiefung der 
Wirtschafts- und Währungsunion sowie Unter-
stützung des Finanzsektors beim Übergang ins 
digitale Zeitalter; weitere Förderung der tech-
nologischen und industriellen Souveränität 
Europas sowie eines resilienten und wettbe-
werbsfähigen Binnenmarkts

	● Schaffung eines klimaneutralen und grünen 
Europas sowie Verwirklichung der 17 Ziele 
für nachhaltige Entwicklung und der Zielset-
zungen des europäischen Grünen Deals

Europäische Souveränität: Für 
ein handlungsfähiges Europa 
in der Welt

Bereits vor Ausbruch der Corona-Pandemie stand 
die EU in einer Phase des Umbruchs, wie nicht zu-
letzt der Brexit verdeutlicht hatte. Aufgrund inter-
ner Auseinandersetzungen infolge der Krisen der 
vergangenen zehn Jahre kamen zentrale europä
ische Reformprojekte teils nur schleppend voran. 
Gleichzeitig hat sich die Welt um uns herum in den 
vergangenen Jahren massiv gewandelt. Geopoliti-
sche Verschiebungen  – insbesondere die sich zu-
spitzende Großmächterivalität zwischen den USA 
und China  – stellen die  EU von außen vor große 
Herausforderungen. In den nächsten Monaten und 
Jahren müssen die Weichen gestellt werden, um 
die Souveränität Europas im 21. Jahrhundert zu si-
chern und um auf globaler Ebene handlungsfähig 
zu bleiben. Deutschland wird sich im Rahmen sei-
ner Ratspräsidentschaft und als Teil der Trio-Präsi-
dentschaft mit voller Kraft für das Ziel eines solida-
rischen und souveränen Europas einsetzen.
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Im Interview: Thomas Westphal, Leiter der 
Europaabteilung (E), Dr. Eva Wimmer, Leiterin 
der Finanzmarktabteilung (VII) und Dr. Rolf 
Möhlenbrock, Leiter der Steuerabteilung (IV)

Herr Westphal, Deutschland 
hat die EU-Ratspräsidentschaft 
zum 1. Juli für sechs Monate 
übernommen und Sie leiten 
die Europaabteilung im BMF. 
Was bedeutet das für Ihre 
Abteilung?

Während der Ratspräsidentschaft rückt das Thema 
Europa in unserem Land in der Aufmerksamkeit 
nach vorne. Unser Minister ist bei den Themen 
sehr aktiv und hat jetzt die Aufgabe, das monatliche 
Treffen der EU-Finanzminister, den ECOFIN-Rat, 
zu leiten. Das erste Treffen am 10.  Juli wurde co-
ronabedingt noch in Form einer Videokonferenz 
durchgeführt; es hat aber alles gut geklappt. Für die 
Europaabteilung sind diese sechs Monate eine sehr 
spannende Zeit. Die ganze Abteilung ist hoch mo-
tiviert an diese Aufgabe herangegangen. Das be-
deutet viel Arbeit; Kolleginnen und Kollegen des 
Hauses werden eine Vielzahl von Ratsarbeitsgrup-
pen und Ausschüssen in Brüssel leiten. Statt in eine 
Sitzung zu gehen und deutsche Positionen zu ver-
treten, geht es nun darum, die Sitzung zu planen, 
vorzubereiten und zu überlegen, wie man The-
men zum Abschluss bringen kann. Um das leisten 
zu können, hat das BMF in der Abteilung E einen 
eigenen Koordinierungsstab für die EU-Ratsprä-
sidentschaft  2020 eingesetzt. Dessen Aufgabe war 
es im Vorfeld u.  a., zusätzliche qualifizierte Kol-
leginnen und Kollegen zu finden, die die mit den 
Präsidentschaftsthemen befassten Referate wäh-
rend der Präsidentschaft unterstützen, das Prä-
sidentschaftsprogramm mit dem federführen-
den Auswärtigen Amt abstimmen, die Arbeiten 

Thomas Westphal, Leiter der Europaabteilung 
© Bundesministerium der Finanzen
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abteilungsübergreifend koordinieren, Fortbildun-
gen mit Blick auf die spezifischen Erfordernisse der 
Präsidentschaft organisieren und die Leitung des 
Hauses informiert halten.

Die Zuständigkeiten der Europäischen Union sind 
von Präsidentschaft zu Präsidentschaft gewach-
sen und damit haben auch die Aufgaben für die 
Ratspräsidentschaft zugenommen: Ein Rückgriff 
auf unsere Erfahrungen aus der letzten Präsident-
schaft  2007 ist deshalb nur begrenzt möglich. Ich 
bin daher sehr froh, dass wir im BMF – nicht nur 
in der Europaabteilung  – auf die fachliche Exper-
tise einer Vielzahl von erfahrenen, hochqualifizier-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zurückgrei-
fen können.

In den nächsten sechs Monaten ist die Europaab-
teilung mit nahezu allen fachlichen und organisa-
torischen Fragen im Zusammenhang mit der deut-
schen Ratspräsidentschaft direkt oder mittelbar im 
Rahmen der Koordinierung befasst. Eine wichtige 
Rolle hat auch die Finanzabteilung in der Ständi-
gen Vertretung in Brüssel, die quasi den verlänger-
ten Arm des Hauses, insbesondere aber der Ab-
teilungen  E, III, IV und VII darstellt. Sie hilft, die 
gesetzten Ziele umzusetzen, indem sie den Kontakt 
zur Europäischen Kommission, zum Europäischen 
Parlament und zu den für die BMF-relevanten Dos-
siers zuständigen Kolleginnen und Kollegen in den 
Vertretungen der übrigen Mitgliedstaaten in Brüs-
sel hält, aber auch viele Dossiers in den Ratsarbeits-
gruppen im Brüssel-Format selbst verhandelt. Zu 
diesem Zweck haben wir die Finanzabteilung mit 
erfahrenen Kolleginnen und Kollegen verstärkt; 
ein Investment, das sich bereits jetzt auszahlt.

Was werden die Prioritäten 
des BMF-Arbeitsprogramms 
sein?

Die aktuelle Aufgabe ist die Begrenzung der wirt-
schaftlichen Folgen der Corona-Pandemie. Wir 
werden den Plan zur Unterstützung der wirtschaft-
lichen Erholung unserer Mitgliedstaaten umsetzen. 

Dazu gehört auch die Förderung von Widerstands-
fähigkeit, Wettbewerbsfähigkeit, Konvergenz und 
Nachhaltigkeit. Dann wollen wir einen besser funk-
tionierenden Binnenmarkt für Finanzdienstleis-
tungen und ein faires Steuersystem voranbringen.

Voraussetzung hierfür ist eine Einigung des Europä-
ischen Rats, die wir in diesen Tagen erwarten. 

Dabei geht es um etwas, worauf wir uns im BMF gut 
verstehen: einen Haushalt. Der europä ische Haus-
halt ist eigentlich vergleichsweise klein, aber mehr 
und mehr Aufgaben lassen sich nur noch auf der 
europä ischen Ebene bereitstellen. In der aktuellen 
Lage soll der Haushalt einmalig um ein Finanzpa-
ket für den Wiederaufbau ergänzt werden. Dafür 
sind noch einige Rechtsakte zu verhandeln und na-
türlich liegt der Teufel im Detail. Wenn wir beim 
ECOFIN am Ende des Jahres hier liefern können 
und noch einen EU-Haushalt für das Jahr 2021 mit 
den Mitgliedstaaten und dem Europä ischen Parla-
ment vereinbart haben, können wir zufrieden sein.

Zu weiteren Schwerpunkten und Prioritäten un-
seres Arbeitsprogramms im Finanzmarkt- und 
Steuerbereich darf ich auf die Ausführungen mei-
ner Kollegen aus den Abteilungen VII und IV, Frau 
Dr. Wimmer und Herrn Dr. Möhlenbrock verweisen.

Welchen Einfluss hat die 
Corona-Krise auf die deutsche 
EU-Ratspräsidentschaft? 

In inhaltlicher wie organisatorischer Hinsicht haben 
wir im März dieses Jahres begonnen, die Präsident-
schaft praktisch noch einmal neu zu planen. Im-
merhin hatten wir einige Monate Zeit, um uns auf 
die neuen Gegebenheiten einzustellen; diese Zeit 
hatte unsere Vorgängerpräsidentschaft aus Kroatien 
nicht, sondern sie musste im laufenden Betrieb vie-
les neu organisieren. Physische Sitzungen in Brüssel 
sind wegen der Abstandsregelungen auf ein Drittel 
ihrer üblichen Kapazität reduziert und werden  – 
auch aufgrund der Reisebeschränkungen  – zurzeit 
in der Regel von Kolleginnen und Kollegen aus Brüs-
sel geleitet. Ansonsten können wir aktuell im Juli 
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Ratsarbeitsgruppen nur im Videokonferenz-Format 
durchführen; zu diesem Zweck haben wir die Vi-
deokonferenz-Kapazitäten des Hauses auf ein bis-
her nicht gekanntes Maß erhöht. Die ersten Sitzun-
gen sind gut verlaufen. Trotzdem hoffen wir, nach 
der Sommerpause wieder zu physischen Treffen in 
Brüssel zurückkehren zu können. Die Distanz bei Vi-
deokonferenzen ist zu groß für schwierige Verhand-
lungen. Am 11. und 12. September wird der Minis-
ter seine EU-Kolleginnen und Kollegen nach Berlin 
zum informellen ECOFIN einladen. Wir werden da-
bei sehr auf den Gesundheitsschutz achten und die 
Delegationen stark begrenzen, setzen aber auf ein 
interessantes Treffen.

Wir waren gezwungen, unser Programm kurzfris-
tig anzupassen, da von der Europäischen Kommis-
sion infolge der Pandemie weniger Legislativvor-
schläge präsentiert werden als ursprünglich geplant; 
auch notwendige Vorarbeiten der OECD werden 
sich verspäten. Die kroatische Präsidentschaft hat 
einige Vorhaben infolge der Pandemie nicht so weit 

voranbringen können wie ursprünglich gedacht, so-
dass wir etwa Dossiers im Bereich der Finanzdienst-
leistungen mit dem Europäischen Parlament zu 
Ende verhandeln dürfen. All dies wird aber über-
kompensiert durch den Zuwachs an Erwartung und 
Arbeit, den das große Recovery-Paket des Europä
ischen Rats für uns bereithält.

Frau Wimmer, Ihre Abteilung 
möchte während der Ratsprä-
sidentschaft die Bankenunion 
voranbringen – welche Rolle 
spielt die Bankenunion in der 
Bewältigung der Corona-Krise?

Die aktuelle Krise zeigt, wie wichtig ein funktionie-
render und stabiler Bankenmarkt für die Bewälti-
gung von Krisensituationen ist. Hier haben wir seit 
der Finanzkrise erhebliche Fortschritte gemacht. 
Die Bankenunion sorgt durch gemeinsame Regeln 
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für einen stabilen Bankenmarkt mit fairem Wett-
bewerb und führt so zu einem zuverlässigen und 
günstigen Zugang zu Finanzierungen für die Re-
alwirtschaft. Das ist für die Phase der wirtschaftli-
chen Erholung besonders wichtig. Daher werden 
wir unter der deutschen Ratspräsidentschaft alle 
Bereiche der Bankenunion weiter vorantreiben.

Die Präsidentschaft soll auch 
genutzt werden, um in der EU 
die Kapitalmarktunion weiter-
zuentwickeln. Was bedeutet 
das?

Wirtschaftsunternehmen finanzieren sich über 
Banken, aber auch direkt am Kapitalmarkt. Auch 
Anleger und Verbraucher profitieren von einem ef-
fizienten und nachhaltigen Kapitalmarkt. Daher ist 
es wichtig, die einzelnen fragmentierten Finanz-
märkte in den Mitgliedstaaten zu einem stabilen 
und international wettbewerbsfähigen europä
ischen Kapitalmarkt weiterzuentwickeln. Das soll 
Unternehmen, Investoren und Verbrauchern den 
Zugang zu Finanzierungsquellen und Anlagen ver-
einfachen. Wir wollen uns im Rahmen der Präsi-
dentschaft insbesondere auf solche Maßnahmen 
fokussieren, die direkte Vorteile für Wirtschaftsun-
ternehmen und Anleger bieten und innerhalb eines 
kurzen Zeitraums umgesetzt werden können, um 
für die wirtschaftliche Erholung eine verlässliche 
Finanzierung der Realwirtschaft sicherzustellen.

Die Digitalisierung ist eine der 
großen Herausforderungen 
unserer Zeit – welche Chancen 
bietet sie für den europäischen 
Finanzmarkt?

Die fortschreitende Digitalisierung bietet große 
Chancen im täglichen Leben  – das haben wir ge-
rade während der Corona-Krise gesehen, in der wir 
uns vermehrt auf digitale Prozesse verlassen haben. 
Gerade für den Finanzmarkt können damit aber 
auch Risiken verbunden sein. Europa braucht da-
her ein gutes und sicheres Rahmenwerk für digitale 
Innovationen, eine „Digitale Finanzmarktunion“. 
Insbesondere Finanzdienstleistungen mit Krypto-
werten sollen europaweit einheitlich reguliert und 
die Cybersicherheit und -resilienz erhöht werden.

Herr Möhlenbrock, Ihre 
Abteilung setzt sich während 
der EU-Ratspräsidentschaft 
vor allem für eine faire und 
effektive Besteuerung in 
Europa ein – warum ist 
Steuergerechtigkeit wichtig?

Die COVID-19-Pandemie hat uns einmal mehr 
verdeutlicht, wie wichtig eine gerechte und ef-
fektive Besteuerung ist. Denn nur mit einer soli-
den Steuerbasis stehen den Mitgliedstaaten aus-
reichend finanzielle Mittel zur Verfügung, um die 
notwendigen staatlichen Aufgaben zu finanzie-
ren. Auf der Basis der soliden Finanzpolitik der 
letzten Jahre sind wir jetzt handlungsfähig und 
können auch steuerpolitisch mit voller Kraft das 
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konjunkturpolitisch Gebotene leisten. In die Über-
legungen zur Ausgestaltung einer gerechten und ef-
fektiven Besteuerung in Europa sollten mehrere As-
pekte einfließen. Aus diesem Grunde haben wir als 
Schwerpunktthema „Die europäische Architektur 
für eine faire und effektive Besteuerung“ gewählt, 
um eine breit gefächerte Diskussion auf EU-Ebene 
zu ermöglichen. Im Lichte der Ergebnisse der auf in-
ternationaler Ebene geführten Verhandlungen über 
eine Reform der internationalen Besteuerungsprin-
zipien, einschließlich einer effektiven Mindestbe-
steuerung, werden wir die Diskussionen über eine 
Umsetzung in der EU vorantreiben.

Im Zentrum steht dabei die Überführung der Ergeb-
nisse der auf internationaler Ebene geführten Ver-
handlungen über eine Reform der internationalen 
Besteuerungsprinzipien. Unter unserer Präsident-
schaft wollen wir sicherstellen, dass wir im Einklang 
mit dem auf G20-/OECD-Ebene verhandelten Rege-
lungsrahmen handeln. Aus deutscher Sicht ist hier 

insbesondere die Einführung einer effektiven Min-
destbesteuerung in der EU von großer Bedeutung.

Welche Vorhaben wollen Sie 
während der Präsidentschaft 
für eine faire und effektive Be-
steuerung voranbringen?

Ein „gerechtes“ Steuersystem setzt voraus, dass alle 
gesellschaftlichen Gruppen gleichermaßen  – nicht 
zu „gleichen Teilen“, sondern nach Maßgabe ihrer je-
weiligen Leistungsfähigkeit  – einen Beitrag zur Fi-
nanzierung unseres Staatswesens leisten. Das Prin-
zip der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit 
stellt für die Bundesregierung bei allen Entschei-
dungen über steuerliche Maßnahmen eine der zen
tralen Leitlinien für die gerechte Verteilung der steu-
erlichen Lasten dar.
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Digitalisierung und Globalisierung sind fast un-
trennbar miteinander verbunden, sodass ein faires 
Besteuerungskonzept nur global erarbeitet wer-
den kann. Die Besteuerung der digitalisierten Wirt-
schaft ist daher ein Themenschwerpunkt der deut-
schen Ratspräsidentschaft. Zurzeit erarbeitet die 
OECD Reformvorschläge, welche die steuerlichen 
Herausforderungen der Digitalisierung wirksam lö-
sen sollen und die Einführung einer effektiven glo-
balen Mindestbesteuerung beinhalten. Diesen Pro-
zess wollen wir auf EU-Ebene weiter eng begleiten, 
konstruktiv unterstützen und dessen Ergebnisse 
zügig in der  EU umsetzen. Auch sollten wir un-
sere Bemühungen, gegen schädliche Steuerprakti-
ken innerhalb und über die EU hinaus vorzugehen, 
weiter forcieren. Hierzu streben wir an, die Arbei-
ten an einem erweiterten Mandat der zuständigen 
Gruppe Verhaltenskodex (Unternehmensbesteue-
rung) anzustoßen und signifikant voranzutreiben. 
Eine Finanztransaktionsteuer auf europäischer 
Ebene ist zudem ein wichtiger Schritt hin zu einer 
gerechten Besteuerung des Finanzsektors.

Das entschiedene Vorgehen gegen Steuerumge-
hung ist ein weiteres unverzichtbares Element für 
die Architektur einer fairen und effektiven Besteu-
erung. Dies erfordert eine weitere Optimierung der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen und dem Aus-
tausch von Informationen zwischen den Mitglied-
staaten. Hier hat die Kommission einen Richtlini-
envorschlag zur Revision der Amtshilferichtlinie 
vorgelegt, den wir nun im Rat verhandeln werden.

Wird die Harmonisierung 
von Steuern während der 
Ratspräsidentschaft eine Rolle 
spielen?

Während unserer Präsidentschaft streben wir an, 
die Einführung einer Mindestbesteuerung auf 
EU-Ebene entschieden voranzubringen. Insoweit 
ist es uns ein Anliegen, das Steueraufkommen in 

den Mitgliedstaaten durch die Unterbindung ei-
nes schädlichen Steuerwettbewerbs zu sichern und 
insgesamt einen wichtigen weiteren europäischen 
Integrationsschritt zu gehen.

Eine Frage an Sie alle: Welche 
Erfolgsmeldung aus Ihrer Ab-
teilung würden Sie gerne zum 
Ende der Ratspräsidentschaft 
lesen?

Thomas Westphal: Die Frage ist für mich als Leiter 
der Europaabteilung leicht zu beantworten: Wenn 
es uns gelingt, das ambitionierte politische Paket 
zur Erholung von der Corona-Pandemie umzuset-
zen und damit den Weg freizumachen für die Un-
terstützung der europäischen Unternehmen und 
Bürger, dann haben wir sicher ein großartiges Er-
gebnis erreicht.

Dr. Eva Wimmer: Vor allem hoffe ich, dass wir die 
Verhandlungen im Rat als ehrlicher und neutra-
ler Makler effizient voranbringen können. Konkret 
wünsche ich mir, dass wir signifikante Fortschritte 
bei der Integration der Banken- und Kapitalmarkt
union erreicht haben, ein gutes Stück auf dem Weg 
zu einer europäischen digitalen Finanzmarktunion 
weitergekommen sind und weitere Fortschritte bei 
der Bekämpfung von Geldwäsche erzielt haben. 
Wenn wir es dann noch geschafft haben, Europa zu 
einem führenden Standort für nachhaltige Investi-
tionen zu machen, können wir den Stab zufrieden 
an Portugal übergeben.

Dr. Rolf Möhlenbrock: Ich würde gerne lesen, dass 
wir durch die Arbeit unserer Präsidentschaft einen 
großen Beitrag zur Stärkung der fairen und effek-
tiven Besteuerung in der  EU geleistet haben, in-
dem wir die Weichen für eine effektive Mindestbe-
steuerung gestellt, die Maßnahmen gegen unfairen 
Steuerwettbewerb forciert und die Verwaltungszu-
sammenarbeit weiter gestärkt haben.
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Die Corona-Krise: Eine 
noch nie dagewesene 
Herausforderung

Die Corona-Krise hat die deutsche Wirtschaft vor 
bisher nie gekannte Herausforderungen gestellt. Ei-
nen weltweiten Schock, der gleichzeitig die Ange-
bots- und Nachfrageseite der Volkswirtschaft be-
trifft, hat es in dieser Intensität und in diesem 
Ausmaß noch nie gegeben. Für die Bewältigung die-
ser Situation gibt es keine Blaupause, die man ein-
fach aus der Schublade ziehen könnte.

Gerade Kleinstunternehmen und Soloselbstän-
dige wurden von der plötzlich aufziehenden Krise 
schwer getroffen. Innerhalb weniger Tage muss-
ten viele um ihre Existenz fürchten. In dieser Aus-
nahmesituation hat die Bundesregierung sehr kurz-
fristig das Hilfsprogramm „Corona-Soforthilfe für 
Kleinstunternehmen und Soloselbständige“ ins Le-
ben gerufen, das millionenfach Existenzen mit Zu-
schüssen abgesichert hat. Im Rahmen des im Juni 

2020 beschlossenen Konjunkturpakets als „Überbrü-
ckungshilfen für Unternehmen, Soloselbständige 
und gemeinnützige Unternehmen“ wird es deutlich 
erweitert fortgeführt.

Corona-Soforthilfe für 
Kleinstunternehmen und 
Soloselbständige

Die „Corona-Soforthilfe für Kleinstunternehmen 
und Soloselbständige“ wurde am 23.  März  2020 
im Bundeskabinett beschlossen. Das Bundespro-
gramm, das über die Länder administriert wurde, 
hatte das übergeordnete Ziel, durch Bezuschussung 
betrieblicher Sachausgaben wie Mieten, Kredite für 
Betriebsräume, Leasingraten und ähnlichen Ausga-
ben die wirtschaftliche Existenz der Antragstelle-
rinnen und Antragsteller zu sichern und akute Li-
quiditätsengpässe zu überbrücken.

Von der Sofort- zur Überbrückungshilfe
Stabilisierungsmaßnahmen für Soloselbständige sowie kleine 
und mittelständische Unternehmen

	● Die Corona-Krise hat die deutsche Wirtschaft vor bisher nie dagewesene Herausforderungen 
gestellt. Einen weltweiten symmetrischen Schock in diesem Ausmaß hat es bisher noch nie 
gegeben.

	● Die Soforthilfe für Kleinstunternehmen und Soloselbständige verzeichnete mehr als 2 Millionen 
gestellte Anträge und sicherte zahlreiche Existenzen. Mittel in Höhe von 13,5 Mrd. € wurden 
ausgezahlt.

	● Die Corona-Überbrückungshilfe für kleine und mittelständische Unternehmen öffnet die Hilfen 
jetzt auch für mittelgroße und gemeinnützige Unternehmen und führt die Soforthilfe somit 
umfassend fort.

	● Trotz des enormen Zeitdrucks, unter dem beide Programme entstanden sind, sind sie effektive 
Maßnahmen, die einen substanziellen Beitrag zum Erhalt der deutschen Wirtschaft leisten.
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Antragsberechtigt waren Soloselbständige sowie 
Kleinstunternehmen von bis zu zehn Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern, die durch die Corona-Krise 
in wirtschaftliche Not geraten waren. Unterneh-
men, die sich bereits vor der aktuellen Krise in 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten befunden hatten, 
waren hingegen nicht antragsberechtigt. Je nach 
Unternehmensgröße bot die Soforthilfe steuerbare 
Zuschüsse zur Deckung betrieblicher Sachausga-
ben in Höhe von 9.000 € beziehungsweise 15.000 € 
für einen Zeitraum von drei Monaten an. Anträge 
konnten bis zum 31. Mai 2020 gestellt werden.

Mehr als 2 Millionen Anträge 
wurden gestellt

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon
trolle (BAFA) ist mit der Auswertung und Kontrolle 

der von den Ländern eingereichten Durchfüh-
rungsberichte beauftragt. Die neuesten Auswer-
tungen mit Stand 30. Juni 2020 zeigen den Beitrag, 
den die Soforthilfe geleistet hat (siehe Tabelle 1).

Die Mehrheit der Hilfsanträge wurde zügig bis 
Mitte April 2020 gestellt, was auf einen akuten Be-
darf für die Leistungen der Soforthilfe schließen 
lässt. Die allermeisten Anträge wurden schnell und 
unbürokratisch bewilligt. Mit Stand 30.  Juni  2020 
wurden somit gut 13,5  Mrd. € an Bundesmitteln 
für Soloselbständige und Kleinstunternehmen zur 
Verfügung gestellt. Die Länder finanzierten ergän-
zende Programme, um im föderalen System wei-
tere Unterstützung zu leisten. Die Soforthilfe war 
eine Liquiditätshilfe, die nicht nur einigen Bran-
chen, sondern der gesamten sektoralen Vielfalt der 
deutschen Wirtschaft zugutekam.

Anträge und Bewilligungen

Datum
Anträge 
Anzahl

Bewilligungen 
Anzahl

Bewilligungen 
in €

14. April 2020 1.292.334 937.676 7.939.654.251

28. April 2020 1.705.429 1.256.307 10.452.221.530

12. Mai 2020 1.861.033 1.413.455 11.325.083.615

26. Mai 2020 1.922.446 1.528.613 12.167.673.688

9. Juni 2020 2.052.091 1.714.646 13.352.282.305

30. Juni 2020 2.143.531 1.737.549 13.492.658.764

Anmerkungen: 
Am 14. April 2020 hat das BAFA erstmalig Daten für das zweiwöchentliche Reporting von den Ländern angefordert. Zu diesem Zeitpunkt 
konnten der Freistaat Bayern und die Freie Hansestadt Bremen noch keine Daten übermitteln, daher sind diese Werte in den Zahlen 
zum 14. April 2020 nicht enthalten. Das Land Berlin hat noch keine Zahlen zum 30. Juni 2020 vorgelegt, es wurde auf die aktuellsten 
vorliegenden Daten zurückgegriffen.
Stand: 30. Juni 2020.
Quelle: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 

Tabelle 1
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Umfassende Hilfe für die 
Wirtschaft

Die Auswertung der sektoralen Verteilung der So-
forthilfen zeigt, dass sie vielfältig in fast allen Wirt-
schaftsbereichen in Anspruch genommen wurden. 
Der Dienstleistungssektor, insbesondere das Gast-
gewerbe und der Handel, waren Nutznießer der 
Förderung (siehe Tabelle 2).

Hauptzweck der Soforthilfe war es, unter den Um-
ständen nicht abschätzbarer gesundheitlicher Risi-
ken und ihrer wirtschaftlichen Folgen das Segment 
der Soloselbständigen und Kleinstunternehmen 
abzusichern. Im Programmverlauf wurde deutlich, 
dass die Krise nach einem Quartal nicht zu Ende 
sein würde. Im Kontext der schrittweisen Locke-
rung der Restriktionen war es daher notwendig, ein 
geeignetes Nachfolgeprogramm zu konzipieren.

Bewilligungen nach Branchen

Branche
Bewilligungen 

Anzahl
Bewilligungen 

in €
Bewilligungen 

in %

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 15.828 135.413.657 1,0 %

Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 545 4.832.141 0,0 %

Verarbeitendes Gewerbe 96.432 855.305.313 6,3 %

Energieversorgung 2.179 17.759.593 0,1 %

Wasserversorgung; Abwasser- und Abfallentsorgung und  
Beseitigung von Umweltverschmutzungen

1.782 15.698.109 0,1 %

Baugewerbe 108.345 876.945.138 6,5 %

Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kfz 187.822 1.562.462.064 11,6 %

Verkehr und Lagerei 25.075 200.614.902 1,5 %

Gastgewerbe 191.704 1.604.120.768 11,9 %

Information und Kommunikation 36.034 252.205.650 1,9 %

Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleitungen 27.252 192.833.969 1,4 %

Grundstücks- und Wohnungswesen 16.528 128.483.235 1,0 %

Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und  
technischen Dienstleistungen

195.508 1.600.205.219 11,9 %

Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen 85.498 641.085.573 4,8 %

Erziehung und Unterricht 30.587 202.554.884 1,5 %

Gesundheits- und Sozialwesen 79.273 592.482.154 4,4 %

Kunst, Unterhaltung und Erholung 103.526 632.305.249 4,7 %

Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 320.381 2.473.382.582 18,3 %

Sonstige 213.249 1.503.968.565 11,1 %

Summe 1.737.549 13.492.658.766 100,0 %

Stand: 30. Juni 2020.
Quelle: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle

Tabelle 2
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Von der Sofort- zur 
Überbrückungshilfe

Mit dem Anfang Juni 2020 auf den Weg gebrachten 
Konjunkturpaket hat die Bundesregierung diese 
zweite Phase der Krisenbewältigung in der Coro-
na-Pandemie eingeleitet. Neben vielfältigen Instru-
menten zur Stützung der Konjunktur und zur För-
derung von transformativen Investitionen in die 
Zukunft des Landes wurden auch die akuten Kri-
senhilfen gezielt weiterentwickelt. Die akute Phase 
der Krise ist zwar überwunden, aber aufgrund der 
fortdauernden Maßnahmen zur Eindämmung der 
Pandemie  – wie Kontakt- und Reisebeschränkun-
gen – leiden nach wie vor viele Betriebe und andere 
Einrichtungen unter einem starken Umsatzrück-
gang im Vergleich zum Vorjahr. Diese Situation ist 
gerade nach Auslaufen der Soforthilfe in vielen Fäl-
len weiterhin existenzbedrohend.

Aus diesem Grund stehen direkte Zuschüsse nun 
als neues Programm der Überbrückungshilfen für 
die Monate Juni bis August  2020 allen Soloselb-
ständigen und Freiberuflerinnen sowie Freibe-
ruflern, kleinen und mittleren Unternehmen so-
wie gemeinnützigen Organisationen offen. Für 
diese neuen Hilfen sieht der zweite Nachtragshaus-
halt  2020 bis zu 24,6  Mrd. € vor. Es ist damit der 
größte Einzelposten des Konjunkturprogramms 
und von großer Bedeutung für die weitere Stabi-
lisierung und Erholung der deutschen Wirtschaft.

Das übergeordnete Ziel des neuen Programms 
bleibt jedoch gleich: Direkte Zuschüsse der öffent-
lichen Hand für betriebliche Fixkosten sichern das 
Überleben der Unternehmen, indem diejenigen 
Kosten zu weiten Teilen subventioniert werden, die 
trotz Krise und im Extremfall gänzlich ausbleiben-
der Einnahmen weiter anfallen. Mit der Sicherung 
der Existenz der Unternehmen wird deren physi-
sches Kapital und Know-how durch die Krise geret-
tet und steht bei einem einsetzenden Aufschwung 
wieder zur Verfügung.

Auch größere Unternehmen 
sind für die Überbrückungshilfe 
antragsberechtigt

Im Gegensatz zu den Soforthilfen sind unabhängig 
von ihrer Rechtsform nun grundsätzlich praktisch 
alle Unternehmen in Deutschland antragsberech-
tigt, sofern sie sich nicht für den Wirtschaftsstabi-
lisierungsfonds qualifizieren und ihr Jahresumsatz 
nicht über 750  Mio. € liegt. Sie müssen als Unter-
nehmen oder Organisationen am Markt tätig sein 
und dürfen sich, wie schon bei der Soforthilfe, nicht 
schon Ende 2019 in wirtschaftlichen Schwierigkei-
ten befunden haben. Sind diese Kriterien erfüllt, 
stehen die Überbrückungshilfen auch allen ge-
meinnützigen Unternehmen offen. Das Erfolgsmo-
dell Soforthilfe wird somit auf größere Unterneh-
men und den gemeinnützigen Sektor ausgeweitet. 
Mit dieser Ausdehnung geht aber auch eine Fokus-
sierung der Zugangsbedingungen einher.

Um gezielt die am härtesten betroffenen Unter-
nehmen zu unterstützen, ist bei Beantragung der 
neuen Überbrückungshilfen ein Umsatzrückgang 
in den Monaten April und Mai  2020 im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum von mindestens 60 % dar-
zulegen. Ist dies der Fall, werden betriebliche Fix-
kosten in den Monaten Juni, Juli und August 2020 
durch die Hilfen gefördert. Die förderfähigen Kos-
ten umfassen einen Katalog aus 13 Elementen. Im 
Vergleich zur Soforthilfe wurde dieser Katalog um 
die Kosten für Auszubildende, eine Personalpau-
schale und spezifische Kosten der Reisebranche 
erweitert.

So können Unternehmen nun einen zusätzlichen 
Pauschalbetrag in Höhe von  10 % der förderfähi-
gen Kosten geltend machen, um Personalkosten 
zu erfassen, die nicht durch das Kurzarbeitergeld 
abgedeckt sind. Dies betrifft etwa Fälle, in denen 
Beschäftigte zum Erhalt des Betriebs unabding-
bar sind. Auch die stark durch die weltweiten Rei-
sebeschränkungen getroffene Tourismusbranche 
wird umfangreich gestützt, da nicht nur Provisio-
nen anrechenbar sind, welche aufgrund stornier-
ter Reisen von Reisebüros an Reiseveranstalter 
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zurückzuzahlen waren, sondern auch solche, die 
noch nicht ausbezahlt worden sind. Ziel dieses 
Kostenkatalogs ist es, weiterhin die ganze Band-
breite der betrieblichen Fixkosten abzubilden und 
gleichzeitig auf branchenspezifische Bedürfnisse 
einzugehen.

Der erstattungsfähige Anteil dieser Kosten be-
stimmt sich über den Umsatzrückgang in je-
dem der drei Monate Juni bis August. Liegen die 
Umsätze beispielsweise im Monat Juni um  70 % 
oder mehr unter denen des Vorjahres, werden bis 
zu  80 % der förderfähigen Kosten erstattet. Liegt 
der Umsatzrückgang zwischen 50 % und 70 %, sind 
bis zu  50 % Kostenersatz möglich. Bei Rückgän-
gen zwischen  40 % und  50 % sind noch  40 % der 
Kosten förderfähig. In der Summe können ma-
ximal 50.000 € pro Fördermonat oder insgesamt 
150.000 € pro Unternehmen an Überbrückungshil-
fen ausgezahlt werden.

Für Betriebe mit weniger als fünf beziehungs-
weise weniger als zehn Beschäftigten gelten äqui-
valent zu den Corona-Soforthilfen weiterhin ma-
ximale Obergrenzen der Förderung von 3.000 € 
beziehungsweise 5.000 € pro Monat und insgesamt 
9.000 € beziehungsweise 15.000 €. Haben diese 
kleinen Unternehmen allerdings sehr hohe be-
triebliche Fixkosten, wie es z.  B. in der Schaustel-
lerbranche öfter der Fall ist, gibt es eine Ausnahme-
regelung, die eine höhere Förderung innerhalb der 
maximalen Obergrenze des Programms erlaubt.

Gemeinnützige Unternehmen 
werden ebenfalls unterstützt

Ein weiterer Fokus der Überbrückungshilfe liegt 
auf gemeinnützigen Unternehmen und Einrich-
tungen, bei denen Umsatzausfälle teilweise noch 
drastischer wirken, da aufgrund der steuerlichen 
Bedingungen der Gemeinnützigkeit keine Rückla-
gen aus vergangenen Jahren gebildet werden durf-
ten, die eine Krise hätten abfedern können. Diese 
Unternehmen sind nun generell antragsberechtigt, 

sofern sie am Markt tätig sind. Diese Beschränkung 
dauert fort, da ganz ohne Tätigkeit am Markt nicht 
von substanziellen Einnahmeausfällen durch die 
Krise auszugehen ist. Gemeinnützige Unterneh-
men werden überdies speziell dadurch unterstützt, 
dass sie Überbrückungshilfen innerhalb größerer 
Verbünde für einzelne Teile beantragen dürfen, um 
die individuellen Kosten etwa von Bildungseinrich-
tungen oder Übernachtungsunterkünften abzude-
cken. Für alle anderen Unternehmen gilt hingegen 
im Rahmen der Überbrückungshilfe ein Konsoli-
dierungsgebot, das eine mehrfache Inanspruch-
nahme der Hilfen im Firmenverbund ausschließt.

Die Überbrückungshilfen des Bundes sollen dem 
Herz der deutschen Wirtschaft – den Millionen an 
Kleinbetrieben, Selbstständigen und Mittelständ-
lern sowie den gemeinnützigen Unternehmen  – 
durch die harten Krisenmonate helfen. Anträge 
für die Hilfen laufen über Steuerberaterinnen und 
Steuerberater, Wirtschaftsprüferinnen und Wirt-
schaftsprüfer oder vereidigte Buchprüferinnen und 
Buchprüfer an die Bewilligungsstellen der Länder. 
Dort wird auch die Einhaltung der Zugangsbedin-
gungen überprüft, um Missbrauch zu minimieren. 
Dieser würde als Subventionsbetrug einen Straftat-
bestand darstellen.

Um zügig zu helfen, werden Gelder basierend auf 
den Umsatzprognosen für den Sommer ausge-
zahlt. Nach Ablauf des Programms wird dann ab-
gerechnet und zu viel gezahlte Summen sind zu-
rückzuzahlen. Wie schon bei der Soforthilfe sind 
die Überbrückungshilfen steuerbar, d. h., dass über 
die Besteuerung der Unternehmensgewinne, so-
fern diese vorliegen, ein Teil der Hilfen wieder zu-
rückgeführt wird. Damit etwaige Gewinne nicht in 
Steueroasen fließen, sieht das Programm darüber 
hinaus eine Reihe zusätzlicher Bedingungen vor: 
Antragstellerinnen und Antragsteller müssen ihre 
Eigentümerstruktur offenlegen, dürfen nicht in 
Steueroasen beheimatet sein und müssen sich ver-
pflichten, weder Hilfen in Steueroasen umzulenken 
noch gängige Steuersparmodelle über Zinsen und 
Lizenzgebühren anzuwenden.
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Von der Sofort- zur Überbrückungshilfe

Ausblick

Die ersten Auswertungen der Corona-Soforthilfe 
zeigen, dass diese Maßnahme trotz des Zeitdrucks, 
unter dem sie entstanden war, ihr Ziel erfüllt und 
millionenfach Existenzen gesichert hat. Vor dem 
Hintergrund der Erfahrung mit der Soforthilfe und 
im Kontext der sich ändernden Rahmenbedingun-
gen durch die schrittweise Lockerung der corona
bedingten Restriktionen wurde mit den neuen 
Überbrückungshilfen ein modifiziertes Nachfol-
geprogramm entwickelt. In den Monaten Juni, Juli 
und August  2020 stehen somit einem erweiterten 

Adressatenkreis zielgenaue Hilfen zur Verfügung, 
um die am härtesten betroffenen Unternehmen 
auch in den Sommermonaten 2020 zu stützen.

Bund und Länder werden sicherstellen, dass auch 
die Überbrückungshilfen ihr Ziel nicht verfehlen. 
Eine Herausforderung wie die Corona-Krise hat es 
seit Gründung der Bundesrepublik Deutschland 
noch nicht gegeben. Dabei ist das BMF entschlos-
sen, auch weiterhin sein Möglichstes zu tun, um der 
deutschen Wirtschaft durch diese beispiellose Krise 
zu helfen.
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Die wichtigsten Steuern im internationalen 
Vergleich 

	● Die deutsche Abgabenquote – d. h. das Verhältnis der Steuern und Sozialabgaben zum Brutto-
inlandsprodukt – lag mit 38,2 % im Jahr 2018 international im oberen Mittelfeld. Die tarifliche 
Besteuerung des Gewinns von Kapitalgesellschaften bleibt 2019 in Deutschland insgesamt 
knapp unter 30 %. Der 2019 erhobene Umsatzsteuerregelsatz von 19 % liegt im EU-Vergleich 
im unteren Drittel.

	● Den Steuern und Abgaben stehen in Deutschland umfangreiche öffentliche Leistungen und 
gut ausgebaute soziale Sicherungssysteme gegenüber. Gerade in der aktuellen Corona-Krise 
zeigt sich die Leistungsfähigkeit Deutschlands an einem gut ausgestatteten Gesundheits-
wesen, einem verlässlichen Sozialstaat und umfassenden Unterstützungsmaßnahmen für 
Beschäftigte, Selbstständige und Unternehmen.

	● Im internationalen Umfeld sanken wie in den vergangenen Jahrzehnten auch 2019 die Un-
ternehmensteuersätze in einer Reihe von Staaten mäßig bis geringfügig. Weitestgehend stabil 
blieben weiterhin die Sätze der Einkommen- und Umsatzsteuern.

Einleitung

Der folgende Beitrag stellt überblicksartig grundle-
gende Vergleiche zur internationalen Besteuerung 
an. Dabei werden die Ergebnisse für die wesentli-
chen Steuerarten aus der BMF-Broschüre „Die wich-
tigsten Steuern im internationalen Vergleich 2019“1 
zusammengefasst. Die Ländervergleiche erstrecken 
sich auf die EU-Staaten und einige andere Indus
triestaaten (USA, Kanada, Japan, Schweiz und Nor-
wegen). Sie geben grundsätzlich den Rechtsstand 
zum Ende des Jahres  2019 wieder, abgesehen vom 
letzten verfügbaren Vergleichsjahr  2018 für die 
Steuer-/Abgabenquoten, die von der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) veröffentlicht werden. Angekündigte 
oder beschlossene Maßnahmen, die sich erst ab 2020 
auswirken, sind noch nicht erfasst. Dies gilt vor 

1  Die ausführliche Broschüre „Die wichtigsten Steuern im 
internationalen Vergleich 2019“ wird voraussichtlich Anfang 
August veröffentlicht und kann dann auf der BMF-Website 
heruntergeladen werden.

allem für die Maßnahmen zur Bekämpfung der Co-
rona-Krise. Sinnvolle Schlussfolgerungen ergeben 
sich bei vielen Vergleichen erst aus dem Gesamtkon-
text. Dies gilt insbesondere für das Zusammenspiel 
von nominalen Steuersätzen und unterschiedlich 
ausgestalteten Bemessungsgrundlagen in den ein-
zelnen Staaten.

Gesamtwirtschaftliche 
Kennzahlen

Gesamtwirtschaftliche Steuerquoten weisen die 
in einer Volkswirtschaft gezahlten Steuern bezo-
gen auf die Wirtschaftsleistung aus. Die Aussage-
kraft dieser Steuerquoten ist aber begrenzt, weil 
die in den Vergleich einbezogenen Staaten ihre 
staatlichen Sozialversicherungssysteme in unter-
schiedlichem Ausmaß über eigenständige Sozi-
albeiträge (die nicht in der Steuerquote enthalten 
sind) oder aus allgemeinen Haushaltsmitteln und 
damit über entsprechend hohe Steuern finanzie-
ren. Erst die Abgabenquote, die sowohl Steuern als 
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Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich 

auch Beiträge zur Sozialversicherung ins Verhältnis 
zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) setzt, ermöglicht 
einen gesamtwirtschaftlich sinnvollen Steuer- und 
Abgabenvergleich.

Abbildung 1 zeigt, dass nach den Abgrenzungs-
merkmalen der OECD (Revenue Statistics mit letz-
tem Vergleichsjahr  2018) die Abgabenquote insbe-
sondere in den meisten skandinavischen Staaten, 
aber auch in Frankreich, Belgien, Luxemburg, Italien 
und Österreich vergleichsweise hoch war (>40 %). 

Dagegen wiesen Irland, die USA und die Schweiz re-
lativ niedrige Abgabenniveaus auf (<30 %). Die deut-
sche Abgabenquote bewegte sich im oberen Mittel-
feld (2018: 38,2 %). Die niedrigste Abgabenquote wies 
im Jahr 2018 Irland mit 22,3 % auf; das höchste Ab-
gabenniveau fand sich mit  46,1 % in Frankreich. 
Die deutsche Steuerquote betrug  2018  23,8 %. Hier 
rahmten Litauen mit 17,5 % am unteren und Däne-
mark mit 44,8 % am oberen Rand das Feld der Ver-
gleichsstaaten ein.

Steuer- und Abgabenquoten 2018
in % des BIP

1    Stand 2017.

Quelle: OECD (Hrsg.), Revenue Statistics 1965 - 2018, Paris 2019
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Besteuerung des Gewinns von 
Kapitalgesellschaften

Den nominalen Steuersätzen kann eine Signalfunk-
tion bei internationalen Besteuerungsvergleichen 
zugesprochen werden. Die tatsächliche oder auch 
effektive Steuerbelastung ergibt sich jedoch erst aus 
dem Zusammenspiel von Steuerbemessungsgrund-
lage und tariflichem Steuersatz. Im vorliegenden Ar-
tikel beschränkt sich auf einen Vergleich der tarif-
lichen Besteuerung von Kapitalgesellschaften. Im 
Jahr 2019 senkten einige Staaten (Frankreich, Grie-
chenland, Japan, Luxemburg, Norwegen und Schwe-
den) ihre nominalen Körperschaftsteuersätze. In 
den übrigen untersuchten Staaten blieben die no-
minalen Standardsätze unverändert.

Über die zentralstaatliche Ebene hinaus erheben in 
mehreren Staaten nachgeordnete Gebietskörper-
schaften (Einzelstaaten, Provinzen, Regionen, Ge-
meinden) noch eigene Körperschaftsteuern oder 
ihnen ähnliche Steuern, wie z.  B. in Deutschland 
und Luxemburg die Gewerbesteuer. Hinzu kom-
men vielfach Zuschläge auf verschiedenen staatli-
chen Ebenen. Die Höhe all dieser die Kapitalgesell-
schaften betreffenden Unternehmensteuern, die bei 

der Ermittlung der Bemessungsgrundlage den Ge-
winn zugrunde legen, ist in Abbildung 2 dargestellt. 
Zu beachten ist, dass die von lokalen Gebietskörper-
schaften erhobenen Steuern von der Steuerbemes-
sungsgrundlage der übergeordneten Gebietskörper-
schaften in manchen Staaten abzugsfähig sind (z. B. 
in Japan und den USA). Die Gesamtsteuerbelastung 
auf Unternehmensebene ergibt sich demzufolge aus 
einer abgestuften Rechnung und nicht aus einer ein-
fachen Addition der nominalen Steuersätze der ein-
zelnen Steuern. Die steuertarifliche Gesamtbelas-
tung von Kapitalgesellschaften reichte im Jahr 2019 
von 10 % in Bulgarien bis knapp über 32 % in Frank-
reich (ohne den Sonderfall Malta mit eigenen Son-
dersätzen beziehungsweise -regelungen; Frankreich 
wendet seit 2018 einen ermäßigten Eingangstarifbe-
reich an). Deutschland blieb weiterhin knapp unter-
halb einer tariflichen Gesamtbesteuerung von 30 %. 
Auch  2019 sanken die Unternehmenssteuersätze 
in einer Reihe von Staaten mäßig (Griechenland: 
-5  Prozentpunkte, Frankreich: -2,4  Prozentpunkte) 
bis geringfügig (Japan, Schweden, Norwegen, Lu
xemburg: -0,2  Prozentpunkte bis -1,1 Prozent-
punkte), insgesamt blieben sie allerdings weitestge-
hend stabil.

Unternehmensbesteuerung 2019
Tarifliche Besteuerung des Gewinns von Kapitalgesellschaften 2019 
(Körperschaftsteuern, Gewerbeertragsteuern und vergleichbare andere Steuern des  Zentralstaats und 
der Gebietskörperschaften)
nominal in %

Quelle: Bundeszentralamt für Steuern
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Einkommen-/Lohnsteuer 
und Sozialabgaben auf 
Arbeitseinkommen

Für Arbeitnehmerhaushalte in verschiedenen Fa-
milienverhältnissen und Einkommensgrup-
pen veröffentlicht die OECD regelmäßig eine 
international vergleichende Untersuchung. Ab-
bildung  3 zeigt für das Jahr  2019 die Besteuerung 

des durchschnittlichen Bruttoarbeitslohns eines 
Arbeitnehmerhaushalts mit Lohn- oder Einkom-
mensteuer klassifiziert nach verschiedenen Famili-
enverhältnissen (alleinstehend; Familien, in denen 
einer der Eheleute ein Einkommen erzielt; Fami-
lien, in denen von beiden Eheleuten ein Einkom-
men erzielt wird). In vielen Ländern sorgen Maß-
nahmen im Rahmen der Familienbesteuerung für 
eine Besserstellung von Familien mit Kindern  – 
so auch deutlich erkennbar in Deutschland bei 

der Ermittlung der Bemessungsgrundlage den Ge-
winn zugrunde legen, ist in Abbildung 2 dargestellt. 
Zu beachten ist, dass die von lokalen Gebietskörper-
schaften erhobenen Steuern von der Steuerbemes-
sungsgrundlage der übergeordneten Gebietskörper-
schaften in manchen Staaten abzugsfähig sind (z. B. 
in Japan und den USA). Die Gesamtsteuerbelastung 
auf Unternehmensebene ergibt sich demzufolge aus 
einer abgestuften Rechnung und nicht aus einer ein-
fachen Addition der nominalen Steuersätze der ein-
zelnen Steuern. Die steuertarifliche Gesamtbelas-
tung von Kapitalgesellschaften reichte im Jahr 2019 
von 10 % in Bulgarien bis knapp über 32 % in Frank-
reich (ohne den Sonderfall Malta mit eigenen Son-
dersätzen beziehungsweise -regelungen; Frankreich 
wendet seit 2018 einen ermäßigten Eingangstarifbe-
reich an). Deutschland blieb weiterhin knapp unter-
halb einer tariflichen Gesamtbesteuerung von 30 %. 
Auch  2019 sanken die Unternehmenssteuersätze 
in einer Reihe von Staaten mäßig (Griechenland: 
-5  Prozentpunkte, Frankreich: -2,4  Prozentpunkte) 
bis geringfügig (Japan, Schweden, Norwegen, Lu
xemburg: -0,2  Prozentpunkte bis -1,1 Prozent-
punkte), insgesamt blieben sie allerdings weitestge-
hend stabil.

Unternehmensbesteuerung 2019
Tarifliche Besteuerung des Gewinns von Kapitalgesellschaften 2019 
(Körperschaftsteuern, Gewerbeertragsteuern und vergleichbare andere Steuern des  Zentralstaats und 
der Gebietskörperschaften)
nominal in %

Quelle: Bundeszentralamt für Steuern
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Menschen mit durchschnittlichem Verdienst, vor 
allem durch das Kindergeld. Abbildung 4 stellt un-
ter zusätzlicher Berücksichtigung des Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmeranteils zur Sozialversicherung 
den gesamten Steuer- und Abgabenanteil an den 
Arbeitskosten dar. Die Einkommensteueranteile 

blieben dabei gegenüber dem Vorjahr weitest-
gehend konstant: Zu einer spürbar höheren Be-
steuerung kam es lediglich in Litauen (+3,5  Pro-
zentpunkte); eine größere Entlastung für 
Durchschnittsverdiener mit zwei Kindern war in 
Österreich (-4,9 Prozentpunkte) zu beobachten.

Einkommen-/Lohnsteuer bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 2019
in % des Bruttoarbeitslohns

1 Ein negativer Wert bedeutet insgesamt unter Berücksichtigung von Einkommen-/Lohnsteuerzahlungen
    und empfangener Familienleistungen eine Steuergutschrift beziehungsweise -erstattung.
 
Quelle: OECD (Hrsg.), Taxing Wages 2018 - 2019, Paris 2020

-5 0 5 10 15 20 25 30 35 40

Dänemark
Belgien
Italien
Irland

Finnland
Deutschland

Norwegen
Schweden

Lettland
Luxemburg

Litauen
Niederlande

USA
Frankreich

Portugal
Kanada

Österreich
Ungarn
Spanien
Estland

Tschechien
Vereinigtes Königreich

Slowenien
Schweiz

Slowakei
Griechenland

Japan
Polen

Alleinstehend, kein Kind, Durchschnittseinkommen
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Verheiratet, zwei Kinder, ein Durchschnittseinkommen + 67 % eines weiteren Durchschnittseinkommens

1

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeitrag zur Sozialversicherung 
und Einkommen-/Lohnsteuer1 2019
in % der Lohnkosten2

1 Definiert als Arbeitgeberbeitrag zuzüglich Arbeitnehmerbeitrag zur Sozialversicherung und Lohnsteuer (gegebenenfalls
    einschließlich anteiliger Lohnsummensteuer), gemindert um die familienbezogenen Leistungen (z. B. Kindergeld).
2 Lohnkosten definiert als Bruttoarbeitslohn zuzüglich Arbeitgeberbeitrag (gegebenfalls einschließlich anteiliger 
    Lohnsummensteuer).

Quelle: OECD (Hrsg.), Taxing Wages 2018 - 2019, Paris 2020
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Abbildung 4
Menschen mit durchschnittlichem Verdienst, vor 
allem durch das Kindergeld. Abbildung 4 stellt un-
ter zusätzlicher Berücksichtigung des Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmeranteils zur Sozialversicherung 
den gesamten Steuer- und Abgabenanteil an den 
Arbeitskosten dar. Die Einkommensteueranteile 

Einkommen-/Lohnsteuer bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 2019
in % des Bruttoarbeitslohns

1 Ein negativer Wert bedeutet insgesamt unter Berücksichtigung von Einkommen-/Lohnsteuerzahlungen
    und empfangener Familienleistungen eine Steuergutschrift beziehungsweise -erstattung.
 
Quelle: OECD (Hrsg.), Taxing Wages 2018 - 2019, Paris 2020
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Umsatzsteuersätze

In den meisten Industriestaaten blieben die Um-
satzsteuersätze im Jahr 2019 unverändert. Der 2019 

in Deutschland erhobene Umsatzsteuerregelsatz 
von  19 % lag im EU-Vergleich im unteren Drittel 
(siehe Abbildung 5).

Umsatzsteuer-Normalsätze in der EU 2019
in %

Quelle: Bundeszentralamt für Steuern
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Fazit

Deutschland verfügt über ein leistungsgerechtes 
und faires Steuersystem. Den Steuern und Abgaben 
steht ein hochentwickeltes Niveau an öffentlichen 
Leistungen gegenüber. Die Bürgerinnen und Bür-
ger profitieren vor allem von gut ausgebauten so-
zialen Sicherungssystemen und einer größtenteils 
gebührenfreien öffentlichen Infrastruktur (u. a. in 
Schulen, Hochschulen, zunehmend auch Kitas). 
Faktoren der „Leistungsseite“ des Standorts wie 
etwa öffentliche Sicherheit, Qualifikation der Fach-
kräfte, Infrastruktur und eine effiziente Verwaltung 
tragen außerdem dazu bei, dass die deutschen Un-
ternehmen in der Gesamtschau wettbewerbsfä-
hig sind. Während der aktuellen Corona-Krise zeigt 

sich die Leistungsfähigkeit des Staats insbesondere 
an dem gut ausgestatteten Gesundheitswesen und 
umfangreichen Unterstützungsmaßnahmen für 
Beschäftigte, Selbstständige und Unternehmen. Ein 
verlässlicher Sozialstaat und die fiskalische Fähig-
keit zu effektivem Handeln geben den Menschen 
Sicherheit und sind ein wichtiger ökonomischer 
Standortfaktor, um die Krise und deren Folgen gut 
zu bewältigen.

Im Trend blieben die Steuersätze in den meisten 
Ländern im vergangenen Jahr relativ stabil. Leicht 
sinkenden Unternehmensteuersätzen standen da-
bei bis auf Einzelfälle kaum veränderte Einkom-
mensteuersätze zur Seite. Am stabilsten blieben die 
Sätze der Umsatzsteuer.
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Überblick zur aktuellen Lage

Wirtschaft

	● Nach einem coronabedingten massiven Rückgang der Wirtschaftsleistung im März und April zeichnet 
sich ab Mitte des 2. Quartals eine einsetzende wirtschaftliche Erholung ab.

	● So konnte im Mai die Industrieproduktion nach drastischen Verlusten im Vormonat wieder zulegen. 
Auch die Auftragseingänge hatten deutliche Zuwächse zu verzeichnen, was sich insbesondere bei den 
Aufträgen aus dem Inland, aber auch bei den Auslandsaufträgen zeigte.

	● Die nominalen Warenexporte und Warenimporte stiegen im Mai nach zuvor erheblichen Verlusten 
wieder an. Im Zweimonatsvergleich waren jedoch noch deutliche Rückgänge zu verzeichnen.

	● Die Corona-Krise setzte den Arbeitsmarkt weiter unter Druck. Die Arbeitslosigkeit stieg im Juni erneut 
deutlich; der Anstieg flachte sich dabei jedoch merklich ab. Die Anzeigen auf Kurzarbeit nahmen im Juni 
auf sehr hohem Niveau ab. So wurden bis 25. Juni insgesamt nur noch 21.500 Anzeigen für 342.000 Per-
sonen gestellt.

Finanzen

	● Der Bundestag hat am 2. Juli 2020, in Reaktion auf die Corona-Krise, ein Zweites Nachtragshaushaltsge-
setz 2020 beschlossen. Das Soll 2020 sieht insbesondere zur Umsetzung des vom Koalitionsausschuss be-
schlossenen Konjunkturpakets nunmehr Ausgaben von insgesamt 508,5 Mrd. € vor. Des Weiteren wurden 
die auf der Basis der Prognose des Arbeitskreises Steuerschätzung vom Mai 2020 erwarteten konjunkturell 
bedingten Steuermindereinnahmen berücksichtigt.

	● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im 1. Halbjahr 2020 auf rund 149,3 Mrd. €. Damit waren 
die Einnahmen um 12,1 % (rund -20,6 Mrd. €) niedriger als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Die 
Ausgaben des Bundeshaushalts beliefen sich in der 1. Jahreshälfte 2020 auf 200,1 Mrd. € und lagen damit 
um 16,0 % (rund 27,6 Mrd. €) über dem entsprechenden Vorjahresniveau. Dabei wurde der überwiegende 
Teil der höheren Ausgaben für Corona-Soforthilfen für kleine Unternehmen und Soloselbständige aufge-
wendet. Im 1. Halbjahr 2020 wies der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 50,9 Mrd. € auf.

	● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) sanken im Juni 2020 um 19,0 % gegenüber 
Juni 2019. Die konjunkturellen Auswirkungen der Corona-Krise sowie die aufgrund dieser Krise umge-
setzten steuerlichen Maßnahmen belasteten weiterhin das Steueraufkommen signifikant. Sämtliche Ge-
meinschaftsteuern verzeichneten im Juni 2020 deutliche Aufkommensrückgänge.
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Talsohle durchschritten, 
zunehmende Signale der 
Erholung

Nach einem kräftigen Einbruch der deutschen 
Wirtschaftsleistung infolge der Corona-Krise deu-
tet sich ab Mitte des 2.  Quartals eine einsetzende 
Erholung an. So konnten im Mai sowohl die In-
dustrieproduktion also auch die Exporte im Vor-
monatsvergleich wieder zulegen. Auch der Einzel-
handel hatte im Vormonatsvergleich merkliche 
Zuwächse zu verzeichnen. Insgesamt gab es damit 
deutliche Anzeichen, dass die Talsohle durchschrit-
ten wurde, wenngleich die wirtschaftliche Leis-
tung insgesamt noch signifikant unter dem Vor-
krisenniveau zurückblieb. Frühindikatoren wie 
das ifo Geschäftsklima hellten sich im Juni weiter 
auf und deuteten damit auf eine Fortführung des 
Aufholprozesses hin. Jedoch bleiben Unsicherhei-
ten und Risiken hinsichtlich der gesamtwirtschaft-
lichen Aufwärtsbewegung weiterhin bestehen. Ne-
ben den binnenwirtschaftlichen Kräften ist dabei 
auch die Entwicklung der außenwirtschaftlichen 
Nachfrage von entscheidender Bedeutung.

Nach einem kräftigen Einbruch in den Monaten 
März und April konnte die Industrieproduktion im 
Mai wieder etwas an Fahrt gewinnen und stieg sai-
sonbereinigt um 10,3 % gegenüber dem Vormonat. 
Insbesondere die Produktion von Investitionsgü-
tern konnte dabei kräftig zulegen. Auch waren im 
Mai wieder mehr Auftragseingänge zu verzeichnen, 
was auf eine sich stabilisierende Entwicklung hin-
deutete. Trotz der Erholungstendenzen blieb die 
Industrieproduktion allerdings deutlich unterhalb 
des Vorkrisenniveaus.

Auch beim Außenhandel zeichnete sich nach ei-
nem zuvor beispiellosen Einbruch eine erste 
leichte Erholung ab. So stiegen im Mai die nomi-
nalen Warenexporte merklich und die nominalen 

Warenimporte leicht gegenüber dem Vormonat an. 
Die Stimmungsindikatoren wie die ifo  Exporter-
wartungen haben sich im Juni auf niedrigem Ni-
veau weiter aufgehellt und deuten auf weitere Zu-
wächse bei der Exporttätigkeit in den nächsten 
Monaten hin. Der weiterhin unklare Pandemiever-
lauf auch in den für Deutschland wichtigen Han-
delspartnerländern bleibt jedoch ein bestehendes 
und zunehmendes außenwirtschaftliches Risiko.

Auf dem Arbeitsmarkt waren die Auswirkungen 
der Corona-Krise weiter spürbar. Die Arbeitslo-
sigkeit stieg im Juni erneut deutlich. Der Anstieg 
flachte sich jedoch merklich ab. Die Arbeitslosen-
quote stieg auf  6,4 % an. Auch die Anzeigen auf 
Kurzarbeit befanden sich weiter auf hohem Ni-
veau, wenngleich sie im Juni merklich abnahmen. 
So gingen im Juni (bis 25. Juni) 21.500 Anzeigen für 
342.000  Personen bei den Arbeitsagenturen ein. 
Nach vorläufigen Hochrechnungen der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) erhielten im April 6,8 Mil-
lionen Beschäftigte Kurzarbeitergeld. Laut einer 
Umfrage des ifo Instituts dürfte die Anzahl der Per-
sonen in Kurzarbeit im Mai rund 7,3  Millionen 
Personen und im Juni rund 6,7  Millionen Perso-
nen betragen haben. Frühindikatoren zur Arbeits-
marktentwicklung erholten sich im Juni deutlich, 
verblieben aber auf einem insgesamt niedrigen 
Niveau. 

Die Steuereinnahmen lagen bedingt durch die 
Corona-Krise im Juni  2020 um  19,0 % niedri-
ger als im Vorjahresmonat. Insbesondere die Ge-
meinschaftsteuern fielen mit einem Rückgang 
um  20,6 % deutlich schwächer aus. Das Aufkom-
men der Lohnsteuer verringerte sich um  7,3 %. 
Hier trug insbesondere die Kurzarbeit zum Auf-
kommensrückgang bei. Die Steuern vom Umsatz 
blieben um 17,9 % unter dem Niveau des Vorjah-
resmonats. Neben dem lockdownbedingten Um-
satzrückgang minderten auch Stundungen in 

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2019 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

3. Q 19 4. Q 19 1. Q 20 3. Q 19 4. Q 19 1. Q 20

Bruttoinlandsprodukt1

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 107,1 +0,6 +0,3 -0,1 -2,2 +1,2 +0,2 -1,9

Jeweilige Preise 3.435 +2,7 +0,6 +0,6 -1,5 +3,3 +2,5 +0,5 

Einkommen

Volkseinkommen 2.560 +2,3 +0,6 +0,5 -1,5 +3,2 +1,6 +0,1 

Arbeitnehmerentgelte 1.848 +4,4 +1,4 +0,1 -0,1 +4,6 +3,6 +2,4 

Unternehmens- und  
Vermögenseinkommen

712 -2,7 -1,5 +1,9 -5,4 -0,4 -4,0 -5,1

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

1.954 +2,9 +0,7 +0,2 -0,9 +3,6 +2,5 +2,1 

Bruttolöhne und -gehälter 1.522 +4,2 +1,4 -0,3 +0,3 +4,6 +3,4 +2,5 

Sparen der privaten Haushalte 219 +2,3 +2,3 +1,7 +11,3 +2,2 +1,9 +18,0 

Außenhandel/Umsätze/ 
Produktion/ 

Auftragseingänge

2019 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Apr 20 Mai 20
Zweimonats-
durchschnitt Apr 20 Mai 20

Zweimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. €)

Waren-Exporte 1.328 +0,8 -24,0 +9,0 -25,5 -31,1 -29,7 -30,4

Waren-Importe 1.105 +1,5 -16,6 +3,5 -17,4 -21,7 -21,7 -21,7

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

102,5 -3,1 -17,5 +7,8 -18,3 -25,0 -19,3 -22,1

Industrie³ 101,7 -4,1 -21,0 +10,3 -21,8 -30,2 -23,7 -26,9

Bauhauptgewerbe 112,7 +3,5 -5,4 +0,5 -4,7 -0,5 +1,7 +0,6 

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 103,5 +1,5 -22,4 +10,6 -23,0 -31,8 -24,0 -27,9

Inland 99,9 -2,3 -17,1 +7,0 -18,2 -25,4 -19,2 -22,3

Ausland 107,0 -1,3 -27,8 +14,9 -27,8 -37,7 -28,3 -33,0

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 101,7 -5,8 -26,2 +10,4 -28,7 -36,9 -29,3 -33,1

Inland 97,0 -6,2 -22,2 +12,3 -23,5 -31,9 -24,1 -28,0

Ausland 105,2 -5,5 -29,0 +8,8 -32,3 -40,4 -33,1 -36,8

Bauhauptgewerbe 126,1 +3,1 +3,2 . -12,1 -5,0 . -7,6

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

110,7 +3,0 -6,5 +13,9 -1,4 -6,4 +3,8 -1,3

Handel mit Kfz 116,2 +3,7 -25,6 . -32,0 -40,1 . -27,7

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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erheblichem Umfang das Aufkommen. Bei der 
veranlagten Einkommensteuer (-13,4 %) sowie bei 
der Körperschaftsteuer (-38,1 %) wurden im Vo-
rauszahlungsmonat Juni die im beträchtlichem 
Umfang gewährten Herabsetzungen der Voraus-
zahlungen aufkommenswirksam. Infolge der Ver-
schiebung von Hauptversammlungsterminen 
blieben auch viele Dividendenausschüttungen 
aus, sodass das Aufkommen der nicht veranlagten 
Steuern vom Ertrag um  63,2 % zurückging. Die 
Einnahmen aus den Bundessteuern verringerten 
sich aufgrund steuerlicher Maßnahmen (insbe-
sondere Stundungen) und konjunktureller Min-
derverbräuche um 13,9 % gegenüber Juni 2019.

Anstieg der 
Industrieproduktion auf 
niedrigem Niveau

Nach einem massiven Rückgang in den Monaten 
März und April zeigte sich im Mai eine beginnende 
Erholung der Produktion. Die Produktion im Pro-
duzierenden Gewerbe stieg im Mai gegenüber dem 
Vormonat um saisonbereinigt 7,8 % an (nach -17,5 % 
im April). Im Zweimonatsvergleich lag die Produk-
tion um 18,3 % unter dem Niveau der Vorperiode.

Auch die Produktion im Verarbeitenden Ge-
werbe konnte im Zuge der Corona-Lockerungen 

Arbeitsmarkt

2019 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr

Apr 20 Mai 20 Jun 20 Apr 20 Mai 20 Jun 20

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,27 -3,1 +372 +237 +69 +415 +577 +637 

Erwerbstätige, Inland 45,24 +0,9 -273 -314 . -218 -531 .

Sozialversicherungspflichtig  
Beschäftigte

33,54 +1,6 -276 . . +30 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2019 Veränderung in % gegenüber

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode Vorjahr 

Apr 20 Mai 20 Jun 20 Apr20 Mai 20 Jun 20

Importpreise 101,7 -0,9 -1,8 +0,3 . -7,4 -7,0 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 104,8 +1,1 -0,7 -0,4 . -1,9 -2,2 .

Verbraucherpreise 105,3 +1,4 +0,4 -0,1 +0,7 +0,9 +0,6 +0,9 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

Saisonbereinigte Salden

Nov 19 Dez 19 Jan 20 Feb 20 Mrz 20 Apr 20 Mai 20 Jun 20

Klima +7,2 +9,9 +9,5 +9,7 -11,9 -37,6 -25,8 -11,5

Geschäftslage +23,4 +25,1 +25,8 +25,2 +11,6 -19,1 -20,2 -14,6

Geschäftserwartungen -7,9 -4,3 -5,7 -4,7 -32,9 -54,2 -31,2 -8,4

1  Stand: Juli 2020.
2  Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3  Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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merkliche Zuwächse verzeichnen, wenngleich das 
Niveau weiterhin niedrig blieb. So erhöhte sich 
die Industrieproduktion im Mai um saisonberei-
nigt 10,3 % im Vergleich zum Vormonat. Im Zwei-
monatsvergleich nahm sie um 21,8 % im Vergleich 
zum Vorzeitraum ab. Innerhalb der Industrie stieg 
die Produktion von Investitionsgütern kräftig 
um  27,6 % im Vergleich zum Vormonat. Auch die 
Konsumgüterproduktion konnte wieder Zuwächse 
verzeichnen (+1,4 %  gegenüber dem Vormonat). 
Die Produktion von Vorleistungsgütern war dage-
gen leicht um 0,1 % rückläufig.

Die Umsätze in der Industrie lagen im Mai 
um 10,6 % höher als im Vormonat. Sowohl die Aus-
landsumsätze (+14,9 %) als auch die Inlandsum-
sätze (+7,0 %) verzeichneten ein deutliches Plus im 
Vergleich zum Vormonat. Im Zweimonatsvergleich 
ergab sich ein Rückgang der Umsätze von 23,0% im 
Vergleich zur Vorperiode.

Auch die Auftragseingänge konnten im Mai nach 
massiven Einbrüchen in den Vormonaten wieder 
deutlich zulegen (+10,4 %  im Vergleich zum Vor-
monat). Die Aufträge aus dem Inland stiegen im 
Vergleich zum Vormonat merklich um  12,3 %. 
Die Auslandsaufträge erhöhten sich um 8,8 % ge-
genüber dem Vormonat. Dabei nahmen die Auf-
träge aus dem Euroraum im Vergleich zum Vor-
monat kräftig um 20,9 % zu. Die Aufträge aus dem 
restlichen Ausland stiegen um 2,0 % an. Im Zwei-
monatsvergleich lagen die Auftragseingänge al-
lerdings noch um  23,5 % unter dem Niveau der 
Vorperiode.

Neben den gestiegenen Auftragseingängen deuten 
weitere Frühindikatoren auf eine sich fortsetzende 
Erholung der Industrieproduktion hin. So haben 
sich laut ifo  Institut die Produktionserwartungen 
der Unternehmen im Juni merklich aufgehellt. Ins-
besondere in der Automobilindustrie sowie in der 
Nahrungsmittelindustrie und bei Getränkeherstel-
lern wird mit einer Ausweitung der Produktion 
gerechnet. Dagegen bleibt die Stimmung im Ma-
schinenbau und bei der Metallerzeugung und -be-
arbeitung weiterhin verhalten.

Anstieg der Exporte und 
Importe auf niedrigem Niveau

Nach einem beispiellosen Einbruch in den bei-
den Vormonaten stiegen die nominalen Warenex-
porte im Mai wieder an. Sie lagen saisonbereinigt 
um  9,0 % über dem Vormonatswert (nach  -24,0 % 
im April). Gegenüber dem Vorjahresmonat la-
gen die Warenausfuhren um  29,7 % niedriger. In 
EU-Länder wurden im Zeitraum Januar bis Mai Wa-
ren im Wert von 252,9 Mrd. € exportiert. Dies ent-
sprach einem Rückgang um 14,9 % gegenüber dem 
Vorjahr. Im Zweimonatsvergleich ergab sich eine 
weiterhin starke Abnahme der Exporte von 25,5%. 

Auch die nominalen Warenimporte stiegen im 
Mai leicht und lagen saisonbereinigt um 3,5 % hö-
her als im Vormonat. Die Importe lagen 21,7 % un-
ter dem Niveau des Vorjahres. Im Zeitraum Januar 
bis Mai wurden Waren im Wert von 218,9  Mrd. € 
aus EU-Ländern importiert, was einem Rückgang 
von  13,7 % gegenüber dem Vorjahr entsprach. Im 
Zweitmonatsvergleich ergab sich ein Rückgang der 
nominalen Importe von 17,4 %.

Die Bilanz des Warenhandels (Warenhandel nach 
Ursprungswerten, mit Ergänzungen zum Au-
ßenhandel) lag im Zeitraum Januar bis Mai mit 
66,4  Mrd. € um 27,1  Mrd. € unter dem Vorjah-
resniveau. Der Leistungsbilanzüberschuss betrug 
81,2 Mrd. € und damit 17,0 Mrd. € weniger als im 
Vorjahreszeitraum.

In den Zahlen vom Mai zeichnete sich eine erste 
leichte Erholung der außenwirtschaftlichen Ent-
wicklungen ab. Jedoch lagen insbesondere die Ex-
porte noch weit unterhalb des Vorkrisenniveaus. Am 
aktuellen Rand erholten sich die Stimmungsindika-
toren auf niedrigem Niveau weiter. So stiegen die 
ifo Exporterwartungen im Verarbeitenden Gewerbe 
im Juni erneut merklich an und waren im Saldo nur 
noch leicht pessimistisch ausgerichtet. Auch die Auf-
tragseingänge aus dem Ausland konnten im Mai 
wieder spürbar zulegen. Insgesamt bleibt die außen-
wirtschaftliche Entwicklung jedoch mit merklichen 
Unsicherheiten und Risiken behaftet.
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Verbessertes Konsumklima auf 
niedrigem Niveau

Nach einem beispiellosen Einbruch im Mai zeich-
nete sich im Juni eine erste Erholung der Ver-
braucherstimmung auf niedrigem Niveau ab. 
Laut Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) 
stieg das Konsumklima im Juni um 4,5  Punkte 
auf -18,6  Punkte. Dabei konnten sowohl die Ein-
kommens- als auch die Konjunkturerwartungen 

merklich zulegen. Auch die Anschaffungsneigung 
stieg im Vergleich zum Vormonat wieder an. Laut 
GfK dürften sich in den verbesserten Konjunktur-
aussichten die Erwartungen der Verbraucherin-
nen und Verbraucher widerspiegeln, dass sich die 
deutsche Wirtschaft auch aufgrund des umfassen-
den Konjunkturpakets zunehmend erholen kann. 
Insgesamt bleibt die Unsicherheit unter den Kon-
sumentinnen und Konsumenten aber weiterhin 
spürbar. Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit drücken 

BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland

Salden                                                                                                                                                                                                                in %

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt; ifo Institut, eigene Berechnungen
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nach wie vor auf die Einkommensstimmung und 
bleiben ein Konsumhemmnis. Für den Monat Juli 
prognostiziert die GfK einen weiteren Anstieg des 
Konsumklimas auf -9,6 Punkte.

Die Einzelhandelsumsätze (ohne Kfz) erhöhten 
sich im Mai 2020 kräftig um saisonbereinigt 13,9 % 
im Vergleich zum Vormonat. Im Vorjahresver-
gleich verzeichneten die Umsätze einen Anstieg 
von  3,8 %. Insbesondere der Internet- und Ver-
sandhandel konnte dabei im Mai deutlich zulegen. 
Dagegen war der Handel mit Textilien und Beklei-
dung erneut merklich rückläufig.

Merkliche Verbesserung des 
ifo Geschäftsklimas

Das ifo  Geschäftsklima setzte die positive Ent-
wicklung des Vormonats fort und zeigte sich auch 
im Juni merklich verbessert. Der Index stieg auf 
86,2 Punkte (nach 79,7 Punkten im Vormonat). Ins-
besondere die Erwartungen der Unternehmerin-
nen und Unternehmer hellten sich dabei im Vor-
monatsvergleich deutlich auf, blieben jedoch im 
Saldo weiterhin pessimistisch ausgerichtet. Die Ein-
schätzung der aktuellen Lage fiel im Vormonats-
vergleich etwas besser aus. Nach Wirtschaftsberei-
chen stieg der Index im Verarbeitenden Gewerbe 
bedingt durch deutlich verbesserte Erwartungen 
merklich an. Die aktuelle Lage wurde jedoch wei-
terhin von einer großen Mehrheit der Industrieun-
ternehmen als schlecht eingestuft. Auch im Dienst-
leistungssektor, beim Handel und beim Bau waren 
Verbesserungen zu verzeichnen. Beim Handel er-
warteten jedoch viele Händlerinnen und Händler 
weiterhin eine schlechte Geschäftsentwicklung.

Arbeitsmarkt weiter unter 
Druck

Die Auswirkungen der Corona-Krise auf den Ar-
beitsmarkt sind weiter deutlich spürbar. Nach An-
gaben der  BA nahm die Arbeitslosigkeit im Juni 

erneut deutlich zu, wenngleich sich der Anstieg 
merklich abflachte. Nach Ursprungswerten waren 
im Juni 2,85  Millionen Personen als arbeitslos re-
gistriert. Das waren rund 40.000 Personen mehr als 
im Vormonat. Im Vergleich zum Vorjahr stieg die 
Arbeitslosenzahl um 637.000  Personen. Die ent-
sprechende Arbeitslosenquote belief sich auf 6,2 % 
und lag damit um 1,3 Prozentpunkte höher als die 
Quote des Vorjahresmonats. Die saisonbereinigte 
Arbeitslosenzahl nahm im Vormonatsvergleich 
deutlich um 69.000 Personen zu. Die Arbeitslosen-
quote stieg auf 6,4 % an. Die Zahl der Erwerbslosen 
nach dem Konzept der International Labour Or-
ganization (ILO) betrug im Mai  2020 1,93  Millio-
nen Personen. Die Erwerbslosenquote lag nach Ur-
sprungszahlen bei 4,4 % (saisonbereinigt 3,9 %).

Die Zahl der Erwerbstätigen (Inlandskonzept) lag 
nach Ursprungswerten im Mai 2020 bei 44,71 Mil-
lionen Personen (-531.000  Personen beziehungs-
weise  -1,2 % gegenüber dem Vorjahr). Saisonbe-
reinigt nahm die Erwerbstätigenzahl kräftig um 
314.000  Personen gegenüber dem Vormonat ab 
(April: -273.000 Personen).

Die Anzeigen auf Kurzarbeit nahmen im Juni deut-
lich ab, befanden sich aber weiter auf sehr hohem 
Niveau. Im Juni (bis 25.  Juni) wurden insgesamt 
21.500 Anzeigen für 342.000 Personen gestellt, nach-
dem im Mai Anzeigen für 1,1 Millionen Personen bei 
den Arbeitsagenturen eingegangen waren. Nach vor-
läufigen Hochrechnungen der BA erhielten im April 
6,8 Millionen Beschäftigte Kurzarbeitergeld. Laut ei-
ner Umfrage des ifo Instituts dürfte die Anzahl der 
Personen in Kurzarbeit im Mai rund 7,3  Millionen 
Personen und im Juni rund 6,7 Millionen Personen 
betragen haben. Frühindikatoren konnten sich im 
Juni erneut erholen. So hellten sich laut IAB Arbeits-
marktbarometer die Erwartungen der Arbeitsagen-
turen für die kommenden Monate abermals auf, ver-
blieben aber weiter auf niedrigem Niveau. Auch das 
ifo Beschäftigungsbarometer stieg im Juni deutlich, 
zeigte aber insgesamt weiterhin einen Beschäfti-
gungsabbau an, der insbesondere im Verarbeitenden 
Gewerbe ausgeprägt sein dürfte.
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Verbraucherpreisanstieg leicht 
beschleunigt

Der Anstieg der Verbraucherpreise zog im Juni et-
was an. Der Verbraucherpreisindex stieg um 0,9 % 
im Vergleich zum Vorjahresmonat an, nach einem 
Anstieg von 0,6 % im Mai. Die Preise für Energie san-
ken erneut deutlich. Der Preisrückgang gegenüber 
dem Vorjahr fiel mit 6,2 % jedoch weniger stark aus 
als zuvor. Die Nahrungsmittelpreise erhöhten sich 
auch im Juni deutlich, verzeichneten aber einen 

etwas schwächeren Anstieg als in den Vormona-
ten. Dienstleistungen verteuerten sich etwas stär-
ker als in den Vormonaten (+1,4 % nach +1,3 % im 
Mai). Auch die Kerninflationsrate (ohne Energie- 
und Nahrungsmittelpreise) lag damit leicht höher 
als zuvor und belief sich auf 1,3 %.

In den kommenden Monaten dürfte die Inflation 
durch die temporäre Absenkung der Umsatzsteu-
ersätze kräftig gedämpft werden, eventuell sogar 
zeitweilig negative Raten aufweisen.
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Steuereinnahmen im Juni 2020

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) sanken im Juni  2020 um  19,0 % gegen-
über Juni  2019. Die konjunkturellen Auswirkun-
gen der Corona-Krise sowie die aufgrund dieser 
Krise umgesetzten steuerlichen Maßnahmen be-
lasteten weiterhin das Steueraufkommen signifi-
kant. Sämtliche Gemeinschaftsteuern verzeichne-
ten im Juni 2020 deutliche Aufkommensrückgänge. 
Die Einnahmen aus den Gemeinschaftsteuern gin-
gen insgesamt um 20,6 % zurück. Neben den durch 
die Corona-Pandemie verursachten konjunkturel-
len Mindereinnahmen wirkten sich auch die steu-
erlichen Maßnahmen zur Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Krise in er-
heblichem Umfang auf die Steuereinnahmen aus. 
Das Ziel dieser Maßnahmen besteht vor allem in 
der kurzfristigen Schaffung von Liquidität bei den 
durch die Krise betroffenen Steuerpflichtigen. Hier-
für ist vor allem die Anwendung von bereits beste-
henden steuerrechtlichen Möglichkeiten verein-
facht worden. Dies betrifft die Herabsetzung von 
Vorauszahlungen zur Einkommensteuer und Kör-
perschaftsteuer, die Gewährung von Stundungen 
sowie das Absehen von Vollstreckungsmaßnahmen. 
Bei den Steuern vom Umsatz wurde die Möglichkeit 
einer Herabsetzung der Sondervorauszahlungen 
bei Dauerfristverlängerung eingeräumt. Seit dem 
24. April können Steuerpflichtige zudem einen An-
trag auf pauschalierte Herabsetzung der bereits ge-
leisteten Vorauszahlungen zur Einkommensteuer 
und Körperschaftsteuer für das Jahr  2019 stellen, 
wenn sie aufgrund der Corona-Krise für den Veran-
lagungszeitraum 2020 einen rücktragsfähigen Ver-
lust erwarten. Auch bei den Bundessteuern wurden 
entsprechende Maßnahmen zur Liquiditätsschaf-
fung bei den Unternehmen ergriffen. In Verbin-
dung mit den konjunkturellen Auswirkungen der 
Krise ergab sich hier im Juni ebenfalls ein kräftiger 
Einnahmerückgang um 13,9 %. Die Einnahmen aus 
den Ländersteuern wiesen hingegen einen Zuwachs 
um 16,5 % auf. 

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat Juni  2020 verringerten sich die 
Zahlungen von EU-Eigenmitteln inklusive der 
Zölle um 77,8 % und lagen bei rund 0,6 Mrd. €. In 
diesem Monat wurden deutlich geringere BNE- 
und Mehrwertsteuer-Eigenmittel gegenüber dem 
Juni 2019 abgerufen. Dies steht in Verbindung mit 
der jährlich vorgeschriebenen Saldenabrechnung 
im Juni des Jahres. Hier erbrachte der Saldenaus-
gleich für die Jahre  2001 bis  2018 für den Bund 
ein positives Ergebnis und in der Folge geringe 
EU-Eigenmittelzahlungen. Des Weiteren schwan-
ken die monatlichen Anforderungen der Europä
ischen Union (EU) aufgrund des jeweiligen Finan-
zierungsbedarfs der EU. Sie orientieren sich jedoch 
grundsätzlich am Finanzrahmen für das laufende 
Jahr 2020.

Gesamtüberblick kumuliert bis 
Juni 2020

Im 1.  Halbjahr 2020 sank das Steueraufkommen 
insgesamt um  9,1 %. Die Einnahmen aus den Ge-
meinschaftsteuern verringerten sich um  10,6 % 
und das Aufkommen der Bundessteuern sank 
um  5,0 %. Die Ländersteuern verzeichneten einen 
Einnahmezuwachs um 8,8 %.

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen ver-
zeichneten im Juni  2020 einen starken Rück-
gang um  18,7 % gegenüber dem Ergebnis im 
Juni 2019. Die Einnahmen aus den Gemeinschaft-
steuern sowie den Bundessteuern verringerten 
sich beträchtlich. Zudem waren deutlich höhere 
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2020

Juni

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Juni

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20204

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer2 18.083  -7,3 104.149  -1,1 212.250  -3,4

Veranlagte Einkommensteuer 12.345  -13,4 29.344  -12,5 47.600  -25,3

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 2.406  -63,2 9.946  -30,3 21.000  -10,6

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräuße-
rungserträge (einschließlich ehemaligem 
Zinsabschlag)

282  -2,9 3.656 +35,7 6.300 +22,4

Körperschaftsteuer 5.054  -38,1 10.843  -37,2 18.800  -41,3

Steuern vom Umsatz 16.334  -17,9 104.322  -12,7 221.000  -9,1

Gewerbesteuerumlage -2 X 1.315 +0,5 3.649  -22,4

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 X 99  -89,3 0 X

Gemeinschaftsteuern insgesamt 54.502  -20,6 263.673  -10,6 530.599  -10,9

Bundessteuern

Energiesteuer 2.663  -25,8 13.083  -11,5 37.100  -8,8

Tabaksteuer 1.106 +22,3 6.186 +1,7 14.350 +0,7

Alkoholsteuer 156  -12,0 1.017  -4,4 2.100  -0,8

Versicherungsteuer 713 +0,1 9.372 +3,2 14.580 +3,1

Stromsteuer 611 +3,8 3.294  -0,3 5.990  -10,4

Kraftfahrzeugsteuer 782 +2,1 5.059  -0,5 9.500 +1,4

Luftverkehrsteuer 1  -98,5 162  -67,8 300  -74,6

Solidaritätszuschlag 2.202  -19,1 9.165  -7,8 17.700  -9,9

Übrige Bundessteuern 96  -18,6 703  -5,9 1.441  -1,7

Bundessteuern insgesamt 8.331  -13,9 48.041  -5,0 103.061  -5,9

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 742 +44,7 4.134 +22,9 7.500 +7,3

Grunderwerbsteuer 1.199 +9,0 8.091 +5,9 15.000  -5,0

Rennwett- und Lotteriesteuer 148 +0,2 967  -4,4 1.865  -5,6

Biersteuer 30  -45,9 214  -27,8 520  -15,8

Übrige Ländersteuern 35 +10,5 326 +7,6 505 +4,8

Ländersteuern insgesamt 2.154 +16,5 13.732 +8,8 25.390  -1,8

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 
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Bundesergänzungszuweisungen zu leisten. Dem-
gegenüber standen deutlich geringere EU-Eigen-
mittelabführungen gegenüber dem Vorjahresver-
gleichsmonat Juni 2019.

Die Länder verbuchten im Juni  2020 einen Rück-
gang ihrer Steuereinnahmen um  16,5 %. Ursa-
che des Rückgangs sind geringere Einnahmen aus 
dem Länderanteil an den Gemeinschaftsteuern 
(-20,3 %). Höhere Einnahmen aus den Ländersteu-
ern (+16,5 %) sowie der Anstieg der Bundesergän-
zungszuweisungen konnten das Minus leicht redu-
zieren. Die Einnahmen der Gemeinden aus ihrem 
Anteil an den Gemeinschaftsteuern verringerten 
sich um 9,5 %.

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Lohnsteueraufkommen entwickelte sich im Be-
richtsmonat rückläufig. Dabei verringerte sich das 
Bruttoaufkommen der Lohnsteuer im Juni  2020 
um  5,4 % gegenüber Juni  2019. Infolge der Coro-
na-Krise wurde von den Unternehmen in großem 
Umfang Kurzarbeit in Anspruch genommen. Dies 
reduzierte beträchtlich die lohnsteuerabzugspflich-
tigen Bruttolöhne und -gehälter. Das aus dem Lohn-
steueraufkommen gezahlte Kindergeld stieg im Ver-
gleich zum Juni 2019 um 5,3 %, da im Juli 2019 das 
Kindergeld pro Kind um 10 € erhöht worden war. 
Per saldo verringerte sich das kassenmäßige Lohn-
steueraufkommen gegenüber dem Vorjahresmonat 
um 7,3 %. Im 1. Halbjahr 2020 lag damit das kassen-
mäßige Lohnsteueraufkommen um 1,1 % unter dem 
Niveau des Vorjahreszeitraums.

46

2020

Juni

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Juni

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20204

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

EU-Eigenmittel

Zölle 357  -28,4 2.264  -8,3 4.500  -11,5

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 152  -27,3 1.541 +5,6 2.700 +7,2

BNE-Eigenmittel 71  -96,3 12.763  -7,1 26.720 +14,6

EU-Eigenmittel insgesamt 580  -77,8 16.568  -6,3 33.920 +9,7

Bund3 30.149  -18,7 137.961  -12,7 284.536  -13,5

Länder³ 29.376  -16,5 148.754  -6,7 297.186  -8,4

EU 580  -77,8 16.568  -6,3 33.920 +9,7

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

5.238  -9,5 24.427  -3,4 47.908  -6,8

Steueraufkommen insgesamt  
(ohne Gemeindesteuern)

65.343  -19,0 327.710  -9,1 663.550  -9,8

1  Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2  Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3  Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4  Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Mai 2020.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹
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Körperschaftsteuer

Im wichtigen Vorauszahlungsmonat Juni ver-
ringerte sich das Körperschaftsteueraufkommen 
brutto um  38,1 % gegenüber Juni  2019. Die kon-
junkturelle Entwicklung führte in Verbindung mit 
den im Rahmen des steuerlichen Corona-Maß-
nahmenpakets gebotenen Möglichkeiten zu ei-
nem erheblichen Rückgang der Vorauszahlungen. 
Die Stundung von bei der Veranlagung festgesetz-
ten Steuernachzahlungen hatte weitere Einnahme-
minderungen zur Folge. Bei der Investitionszulage 
ergaben sich nur sehr geringe Erstattungen, die 
das Ergebnis kaum beeinflussten, sodass das Kas-
senaufkommen der Körperschaftsteuer ebenfalls 
um  38,1 % sank. Im 1.  Halbjahr  2020 verringerte 
sich das kassenmäßige Körperschaftsteueraufkom-
men um 37,2 % gegenüber dem Vorjahreszeitraum.

Veranlagte Einkommensteuer

Das Aufkommen aus veranlagter Einkommen-
steuer brutto verringerte sich im wichtigen Vo-
rauszahlungsmonat Juni um  13,9 % gegenüber 
Juni 2019. Wie bei der Körperschaftsteuer ergaben 
sich beträchtliche Einnahmeminderungen durch 
die Herabsetzung von Vorauszahlungen und Stun-
dungen aufgrund der Corona-Krise. Nach Abzug 
der Arbeitnehmererstattungen (-19,4 % gegenüber 
Juni  2019) und der nur noch unbedeutenden In-
vestitions- und Eigenheimzulagen ergab sich per 
saldo im Juni  2020 ein Aufkommensrückgang des 
kassenmäßigen Steueraufkommens an veranlagter 
Einkommensteuer von 13,4 %. Im 1. Halbjahr 2020 
verringerte sich das kassenmäßige Aufkommen der 
veranlagten Einkommensteuer um  12,5 % gegen-
über dem Vorjahreszeitraum.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im Juni  2020 lag das Bruttoaufkommen der nicht 
veranlagten Steuern vom Ertrag um  61,8 % unter 
der Vorjahresbasis. Aufgrund der Beschränkungen 
durch die Corona-Pandemie wurden die Termine 

vieler Hauptversammlungen, auf denen die Divi-
dendenausschüttungen für 2019 beschlossen wer-
den sollten, verschoben. Dies führt wie bereits im 
April und Mai auch im Juni 2020 zu einem beträcht-
lichen Einnahmerückgang bei den nichtveranlag-
ten Steuern vom Ertrag. Dieser Rückgang wird im 
weiteren Jahresverlauf durch entsprechend höhere 
Einnahmen zum Teil kompensiert werden. Aller-
dings wird die gegenwärtige wirtschaftliche Lage 
sicherlich einige Unternehmen zur Reduktion der 
diesjährigen Dividendenzahlungen veranlassen, 
sodass insgesamt mit einem geringeren Aufkom-
men als im Vorjahr gerechnet werden muss. Die aus 
dem Aufkommen geleisteten Erstattungen durch 
das Bundeszentralamt für Steuern lagen bei rund 
124  Mio. €. Hieraus ergibt sich ein Rückgang des 
Kassenaufkommens der nicht veranlagten Steu-
ern vom Ertrag um 63,2 % gegenüber Juni 2019. Im 
1. Halbjahr 2020 verringerte sich das kassenmäßige 
Aufkommen der nicht veranlagten Steuern vom Er-
trag um 30,3 % gegenüber dem Vorjahreszeitraum.

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf 
Zins- und Veräußerungserträge verzeichnete im 
Vergleich zum Juni  2019 einen leichten Rück-
gang um  2,9 %. Aufgrund der im bisherigen Jah-
resverlauf zu beobachtenden Einnahmezuwächse 
stieg das kassenmäßige Aufkommen der Abgel
tungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge 
im 1.  Halbjahr  2020 um  35,7 % gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz ver-
zeichnete im Juni 2020 einen Rückgang von 17,9 % 
gegenüber dem Juni  2019. Das Aufkommen der 
Binnenumsatzsteuer verringerte sich deutlich 
um  17,0 %; die Einnahmen aus Einfuhrumsatz-
steuer sanken um 20,7 %. Neben den lockdownbe
dingten Umsatzrückgängen verringerten auch die 
im Rahmen des steuerlichen Maßnahmenpakets 
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gewährten Stundungen die Einnahmen in diesem 
Monat. Im 1. Halbjahr 2020 sank das kassenmäßige 
Aufkommen der Steuern vom Umsatz um  12,7 % 
gegenüber den Vorjahreszeitraum.

Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern lag im 
Juni  2020 um  13,9 % unter dem Steueraufkom-
men des Vorjahresmonats. Bei einigen Steuerarten 
führten die steuerlichen Maßnahmen zur Verbes-
serung der Liquidität der Unternehmen zu einem 
beträchtlichen Einnahmerückgang. Bei der Ener-
giesteuer sind daneben aber auch konjunkturbe-
dingte Minderverbräuche bei Kraftstoffen für den 
starken Rückgang des Aufkommens um 25,8 % ver-
antwortlich. Weitere Rückgänge zeigten die Kaffee-
steuer (-14,8 %) sowie die Alkoholsteuer (-12,0 %). 
Infolge des Lockdowns kam der weltweite Luft-
verkehr nahezu zum Erliegen. Dies sowie Steuer-
stundungen waren Gründe für den Einbruch der 
Luftverkehrsteuer um  98,5 %. Der Solidaritätszu-
schlag verringerte sich um 19,1 % infolge des Rück-
gangs seiner Bemessungsgrundlagen. Der auffällige 

Zuwachs der Einnahmen aus der Tabaksteuer 
um 22,3 % war zum einen auf einen höheren Steu-
erzeichenbezug, zum anderen auch auf kassentech-
nische Verschiebungen zurückzuführen. Denn ein 
Teil des Steueraufkommens aus dem Mai wurde in 
den Folgemonat Juni gebucht. Leichte Zuwächse 
waren bei der Versicherungsteuer (+0,1 %) sowie 
bei der Kraftfahrzeugsteuer (+2,1 %) zu beobach-
ten. Die Veränderungen bei den übrigen Steuerar-
ten hatten betragsmäßig nur geringen Einfluss auf 
das Gesamtergebnis der Bundessteuern.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern stieg im 
Juni 2020 um 16,5 % gegenüber Juni 2019. Ursäch-
lich hierfür waren deutlich höhere Einnahmen 
aus der Erbschaftsteuer (+44,7 %). Die Grunder-
werbsteuer stieg um  9,0 %, die Feuerschutzsteuer 
um  10,4 %. Die Rennwett- und Lotteriesteuer lag 
mit 0,1 % leicht über dem Vorjahresniveau. Infolge 
von Stundungsmaßnahmen verringerte sich das 
Biersteueraufkommen um  45,9 % gegenüber dem 
Vorjahresmonat.

48



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

49

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage BMF-Monatsbericht 
Juli 2020

Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich Juni 2020

Zweiter Nachtrag 2020

Der Bundestag hat am 2. Juli 2020, in Reaktion auf 
die Corona-Krise, ein Zweites Nachtragshaushalts-
gesetz  2020 beschlossen. Das Soll  2020 sieht ins-
besondere zur Umsetzung des vom Koalitionsaus-
schuss beschlossenen Konjunkturpakets nunmehr 
Ausgaben von insgesamt 508,5 Mrd. € vor. Das ur-
sprüngliche Soll des Bundeshaushalts  2020 vor 
den Nachträgen im Zuge der Corona-Krise sah ein 
Ausgabenvolumen von 362 Mrd. € vor. Des Weite-
ren wurden die auf der Basis der Prognose des Ar-
beitskreises „Steuerschätzungen“ vom Mai  2020 
erwarteten konjunkturell bedingten Steuerminder
einnahmen berücksichtigt. Die veranschlagte Net-
tokreditaufnahme liegt im Soll 2020 nunmehr bei 
217,8 Mrd. €.

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie zeigen 
sich im 1. Halbjahr bereits deutlich in der Entwick-
lung der Einnahmen und Ausgaben im Vergleich 
zum Vorjahr.

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich 
im 1.  Halbjahr  2020 auf rund 149,3  Mrd. €. Damit 
waren die Einnahmen um 12,1 % (rund -20,6 Mrd. €) 
niedriger als im entsprechenden Vorjahreszeit-
raum. Die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 
führten insbesondere zu einem starken Rückgang 
der Steuereinnahmen im Vergleich zum Vorjahr. 
Die Steuereinnahmen (inklusive der EU-Eigenmit-
telabflüsse) gingen um  12,8 % (rund -19,9  Mrd. €) 
gegenüber dem 1. Halbjahr 2019 zurück.

Die Sonstigen Einnahmen lagen kumuliert in der 
1.  Jahreshälfte um  5,3 % (rund -0,8  Mrd. €) unter 
dem entsprechenden Vorjahresergebnis. Dies war 
hauptsächlich auf geringere Gewinne aus Unter-
nehmen und Beteiligungen und geringere Abfüh-
rungen der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
zurückzuführen.

Ausgaben

Die Ausgaben des Bundeshaushalts beliefen sich 
in der 1. Jahreshälfte 2020 auf 200,1 Mrd. € und la-
gen damit um 16,0 % (rund +27,6 Mrd. €) über dem 
entsprechenden Vorjahresniveau. Der Anstieg der 
Ausgaben im betrachteten Zeitraum resultierte 
vor allem aus höheren konsumtiven Ausgaben 
(+17,4 % beziehungsweise rund +27,8 Mrd. €) bei al-
len Ausgabearten außer den Zinsausgaben. Dabei 
wurde der überwiegende Teil der höheren Ausga-
ben für Corona-Soforthilfen für kleine Unterneh-
men und Soloselbständige aufgewendet. Von den 
für diesen Zweck zur Verfügung gestellten Mit-
teln flossen bis zum 30.  Juni 2020 15,2  Mrd. € ab. 
Weiterhin fielen im Vergleich zur Vorjahresperi-
ode wesentlich höhere Ausgaben (rund +9 Mrd. €) 
insbesondere für Gesundheitsschutz und zur Stär-
kung des Gesundheitswesens an. Die Zinsausga-
ben dämpften den Anstieg der konsumtiven Aus-
gaben. Sie lagen im 1.  Halbjahr  2020 um  29,9 % 
(rund -3,6  Mrd. €) unter dem entsprechenden 
Vorjahresniveau.

Investiv wurden Mittel in Höhe von rund 12,9 Mrd. € 
verausgabt, die damit knapp unter dem Vorjahres-
niveau lagen. Während die Sachinvestitionen im 
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2019 Soll 2020¹
Ist-Entwicklung² 

Juni 2020

Ausgaben (Mrd. €)³ 343,2 508,5 200,1

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +16,0

Einnahmen (Mrd. €)4 356,5 290,4 149,3

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % -12,1

Steuereinnahmen (Mrd. €) 329,0 264,4 135,7

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % -12,8

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. €) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. €) 13,3 -218,1 -50,9

Deckung/Verwendung: -13,3 218,1 50,9

Kassenmittel (Mrd. €) - - 41,6

Münzeinnahmen (Mrd. €) 0,2 0,3 0,1

Saldo der Rücklagenbewegungen5 -13,5 0,0 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo6 (Mrd. €) 0,0 217,8 9,1

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Einschließlich Zweiter Nachtragshaushalt gemäß Bundestagsbeschluss vom 2. Juli 2020.
2  Buchungsergebnisse.
3  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
5  Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
6  (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

1.  Halbjahr mit  12,4 % deutlich zulegten, gingen 
die investiven Zuschüsse im 1.  Halbjahr durch ei-
nen Sondereffekt zurück: Die Kompensations-
zahlungen des Bundes an die Länder (sogenannte 
Entflechtungsmittel), u.  a. für den sozialen Woh-
nungsbau, sind aufgrund einer Neuregelung der 
Bund-Länder Finanzbeziehungen entfallen, die 
seit Jahresbeginn greift. Zum Ausgleich erhalten die 
Länder höhere Anteile an den Einnahmen aus der 
Umsatzsteuer. Für Baumaßnahmen (+14,1 % bezie-
hungsweise rund +0,4 Mrd. €) und für den Erwerb 
von beweglichen Sachen (+13,7 % beziehungsweise 
rund +0,1 Mrd. €) wurde im 1. Halbjahr mehr ver-
ausgabt als im gleichen Zeitraum des Vorjahres.

Finanzierungssaldo

Im 1.  Halbjahr  2020 wies der Bundeshaushalt ein 
Finanzierungsdefizit von 50,9 Mrd. € auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen. Dies 
gilt unter den derzeit obwaltenden Umständen 
noch in verstärktem Maße.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2019 Soll 2020¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr

Januar bis 
Juni 2019

Januar bis 
Juni 2020

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Allgemeine Dienste 88.153  25,7 98.029  19,3 39.347 41.537 +5,6

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 9.994  2,9 12.326  2,4 2.980 3.874 +30,0

Verteidigung 41.944  12,2 45.292  8,9 19.199 19.880 +3,5

Politische Führung, zentrale Verwaltung 18.561  5,4 20.611  4,1 9.431 9.699 +2,8

Finanzverwaltung 5.115  1,5 5.612  1,1 2.459 2.581 +5,0

Bildung, Wissenschaft, Forschung,  
Kulturelle Angelegenheiten

23.825  6,9 30.316  6,0 9.466 10.159 +7,3

Förderung für Schüler, Studierende,  
Weiterbildungsteilnehmende

3.367  1,0 6.417  1,3 1.650 1.855 +12,4

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb 
der Hochschulen

13.567  4,0 16.237  3,2 4.939 5.699 +15,4

Soziale Sicherung, Familie und Jugend,  
Arbeitsmarktpolitik

177.133  51,6 255.435  50,2 95.270 113.503 +19,1

Sozialversicherungen einschließlich  
Arbeitslosenversicherung

118.997  34,7 132.543  26,1 66.295 68.456 +3,3

darunter:

Allgemeine Rentenversicherung 89.156  26,0 93 047  18,3 50.636 52.807 +4,3

Arbeitsmarktpolitik 36.427  10,6 49.180  9,7 17.787 18.376 +3,3

darunter:

Arbeitslosengeld II nach SGB II 20.025  5,8 26.400  5,2 10.452 10.550 +0,9

Leistungen des Bundes für Unterkunft und 
Heizung nach dem SGB II

6.458  1,9 12.400  2,4 3.054 3.239 +6,1

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 9.252  2,7 10.619  2,1 4.651 5.040 +8,4

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und 
politischen Ereignissen

1.902  0,6 1.947  0,4 1.027 1.095 +6,7

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 2.967  0,9 25.255  5,0 1.106 10.219 +824,0

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

3.194  0,9 2.576  0,5 1.267 597  -52,9

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 2.380  0,7 1.425  0,3 1.103 425  -61,5

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.262  0,4 2.044  0,4 300 319 +6,5

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe,  
Dienstleistungen

4.026  1,2 15.393  3,0 2.051 3.275 +59,7

Regionale Förderungsmaßnahmen 948  0,3 3.071  0,6 234 420 +79,0

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 1.211  0,4 2.993  0,6 1.060 2.112 +99,3

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 22.243  6,5 28.925  5,7 8.450 8.794 +4,1

Straßen 10.888  3,2 10.125  2,0 3.949 3.626  -8,2

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 6.794  2,0 13.927  2,7 2.383 2.925 +22,7

Allgemeine Finanzwirtschaft 20.382  5,9 50.558  9,9 15.258 11.734  -23,1

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang 
mit der Schuldenaufnahme

12.084  3,5 9.566  1,9 12.164 8.535  -29,8

Ausgaben insgesamt² 343.186  100,0 508.530  100,0 172.514 200.137 +16,0

1  Einschließlich Zweiter Nachtragshaushalt gemäß Bundestagsbeschluss vom 2. Juli 2020.
2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Bundesausgaben nach ökonomischen Arten

Ist 2019 Soll 2020¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr 

Januar bis 
Juni 2019

Januar bis 
Juni 2020

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Konsumtive Ausgaben 305.120 88,9 439.587 86,4 159.426 187.242 +17,4

Personalausgaben 34.185 10,0 35.413 7,0 17.754 18.232 +2,7

Aktivbezüge 25.066 7,3 26.237 5,2 12.785 13.299 +4,0

Versorgung 9.119 2,7 9.175 1,8 4.969 4.933  -0,7

Laufender Sachaufwand 33.135 9,7 39.150 7,7 13.058 14.035 +7,5

Sächliche Verwaltungsausgaben 16.570 4,8 18.632 3,7 7.344 7.729 +5,2

Militärische Beschaffungen 14.098 4,1 17.156 3,4 4.894 5.401 +10,4

Sonstiger laufender Sachaufwand 2.467 0,7 3.362 0,7 819 905 +10,5

Zinsausgaben 11.911 3,5 9.557 1,9 12.156 8.518  -29,9

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 224.963 65,6 353.997 69,6 115.908 145.803 +25,8

an Verwaltungen 27.739 8,1 79.516 15,6 12.785 19.851 +55,3

an andere Bereiche 197.224 57,5 274.480 54,0 103.122 125.952 +22,1

darunter:

Unternehmen 29.955 8,7 77.473 15,2 13.845 30.130 +117,6

Renten, Unterstützungen u. a. 29.150 8,5 36.588 7,2 15.166 15.599 +2,9

Sozialversicherungen 125.225 36,5 134.322 26,4 69.039 71.220 +3,2

Sonstige Vermögensübertragungen 926 0,3 1.471 0,3 550 655 +19,1

Investive Ausgaben 38.066 11,1 71.286 14,0 13.088 12.895  -1,5

Finanzierungshilfen 26.882 7,8 56.492 11,1 9.266 8.600  -7,2

Zuweisungen und Zuschüsse 25.315 7,4 33.782 6,6 8.726 8.284  -5,1

Darlehensgewährungen, Gewährleistungen 794 0,2 16.585 3,3 304 308 +1,3

Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 774 0,2 6.125 1,2 235 9  -96,2

Sachinvestitionen 11.183 3,3 14.794 2,9 3.822 4.295 +12,4

Baumaßnahmen 8.095 2,4 8.904 1,8 2.717 3.099 +14,1

Erwerb von beweglichen Sachen 2.281 0,7 5.128 1,0 877 997 +13,7

Grunderwerb 807 0,2 761 0,1 228 199  -12,7

Globalansätze 0 0,0 -2.344 -0,5 0 0 X

Ausgaben insgesamt² 343.186 100,0 508.530 100,0 172.514 200.137 +16,0

1  Einschließlich Zweiter Nachtragshaushalt gemäß Bundestagsbeschluss vom 2. Juli 2020.
2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2019 Soll 2020¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr 

Januar bis 
Juni 2019

Januar bis 
Juni 2020

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Steuern 328.989 92,3 264.446 91,1 155.622 135.741  -12,8

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 271.275 76,1 221.000 76,1 132.683 115.856  -12,7

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge)

150.384 42,2 133.108 45,8 73.556 66.627  -9,4

davon:

Lohnsteuer 93.311 26,2 90.206 31,1 42.923 42.278  -1,5

Veranlagte Einkommensteuer 27.078 7,6 20.230 7,0 14.247 12.472  -12,5

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 11.724 3,3 10.500 3,6 6.561 4.848  -26,1

Abgeltungsteuer auf Zins- und  
Veräußerungserträge 

2.264 0,6 2.772 1,0 1.185 1.609 +35,8

Körperschaftsteuer 16.007 4,5 9.400 3,2 8.640 5.421  -37,3

Steuern vom Umsatz 118.944 33,4 86.380 29,7 58.585 48.684  -16,9

Gewerbesteuerumlage 1.947 0,5 1.512 0,5 543 545 +0,4

Energiesteuer 40.683 11,4 34.600 11,9 14.785 13.083  -11,5

Tabaksteuer 14.257 4,0 14.350 4,9 6.083 6.186 +1,7

Solidaritätszuschlag 19.646 5,5 17.700 6,1 9.936 9.165  -7,8

Versicherungsteuer 14.136 4,0 14.580 5,0 9.084 9.372 +3,2

Stromsteuer 6.689 1,9 5.990 2,1 3.305 3.294  -0,3

Kraftfahrzeugsteuer 9.372 2,6 9.495 3,3 5.086 5.059  -0,5

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.119 0,6 2.115 0,7 1.065 1.027  -3,6

Kaffeesteuer 1.060 0,3 1.035 0,4 528 489  -7,4

Luftverkehrsteuer 1.182 0,3 300 0,1 504 162  -67,9

Schaumweinsteuer und  
Zwischenerzeugnissteuer

403 0,1 390 0,1 217 202  -6,9

Sonstige Bundessteuern 2 0,0 1 0,0 1 1 +0,0

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 800 X 1.067 X 0 0 -

Ergänzungszuweisungen an Länder 7.555 X 8.674 X 3.628 4.878 +34,5

BNE-Eigenmittel der EU 23.317 X 26.720 X 13.745 12.763  -7,1

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 2.520 X 2.700 X 1.460 1.541 +5,5

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 8.651 X 8.957 X 4.325 4.478 +3,5

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 4.496 4.496 +0,0

Sonstige Einnahmen 27.502 7,7 25.980 8,9 14.306 13.541  -5,3

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 6.376 1,8 6.699 2,3 5.043 3.985  -21,0

Zinseinnahmen 309 0,1 262 0,1 117 104  -11,1

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen,  
Kapitalrückzahlungen, Gewährleistungen

2.026 0,6 1.379 0,5 475 313  -34,1

Einnahmen insgesamt² 356.492 100,0 290.426 100,0 169.928 149.282  -12,1

1  Einschließlich Zweiter Nachtragshaushalt gemäß Bundestagsbeschluss vom 2. Juli 2020.
2  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Der Finanzierungssaldo der Ländergesamtheit fällt 
am Ende des Berichtszeitraums aufgrund der Aus-
wirkungen der COVID-19-Pandemie wie im Vormo-
nat deutlich schlechter aus als im entsprechenden 
Vorjahreszeitraum. Er betrug Ende Mai -19,4 Mrd. € 
und verringerte sich im Vergleich zum Vorjahres-
wert um 21,8 Mrd. €.

Die Ausgaben der Länder stiegen im Vergleich zum 
Vorjahr deutlich um  18,9 %. Der starke Anstieg ist 
vor allem auf die vom Bund finanzierten Coro-
na-Hilfspakete, höhere Zahlungen an Sonderver-
mögen und Zuweisungen an Gemeinden infolge der 
Pandemiebekämpfung zurückzuführen.

Die Einnahmen wuchsen um  5,2 %. Dieser Anstieg 
ist auf den Zuwachs der Einnahmen von Verwal-
tungen zurückzuführen, in dem sich vor allem die 
vom Bund geleisteten Zahlungen an die Länder im 
Rahmen der Corona-Hilfspakete widerspiegeln. Die 
Steuereinnahmen sanken bezogen auf die Länderge-
samtheit um 6,0 %. Bei den einzelnen Ländern sind 
sie aufgrund der Umstellung des Bund-Länder-Fi-
nanzausgleichs nicht mit dem Vorjahr vergleichbar.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis 
einschließlich Mai sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts  
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis 
einschließlich Mai 2020

Entwicklung der Länderhaushalte bis Mai 2020, Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Mai 2020, Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Mai 2020, Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Verschuldung, 
Bruttokreditaufnahme, 
Tilgungen, Verzinsung 
des Bundes (Haushalt und 
Sondervermögen)

Der Monat Juni war wie schon die Vormonate ge-
prägt von den Refinanzierungsbedürfnissen auf-
grund der Corona-Hilfsmaßnahmen. Im Juni  2020 
wurden für den Bund (Haushalt und Sonderver-
mögen) insgesamt Kredite in Höhe von 55,2 Mrd. € 
aufgenommen und 16,6 Mrd. € getilgt. Bei den Zin-
sen ergab sich ein saldierter Einnahmeüberschuss 
in Höhe von 1,0  Mrd. €, der im Wesentlichen auf 
Agio-Einnahmen beruhte.

Im 1.  Halbjahr  2020 erhöhten sich die Schul-
den des Bundes (Haushalt und Sondervermögen) 
um 112,4  Mrd. €. Am 30.  Juni  2020 betrugen sie 
1.165,7  Mrd. €. Die Schulden des Bundeshaushalts 
erhöhten sich um 115,7  Mrd. € auf 1.127,1  Mrd. €. 
Der Schuldenstand des Investitions- und Tilgungs-
fonds (ITF) verringerte sich um 3,3 Mrd. € infolge des 
in diesem Jahr vereinnahmten Bundesbankmehrge-
winns, der nach den gesetzlichen Vorgaben zur Net-
totilgung beim ITF einzusetzen ist. Die Schulden des 
Finanzmarktstabilisierungsfonds (FMS) ohne die 
Kreditaufnahme für die FMS Wertmanagement er-
höhten sich um 16  Mio. €. Im 1.  Halbjahr wurden 
die Kreditermächtigungen des Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds noch nicht in Anspruch genommen.

Darüber hinaus wurden im 1.  Halbjahr Kredite in 
Höhe von 5,0  Mrd. € für die Darlehensgewährung 
an Abwicklungsanstalten gemäß §  9  Abs.  5 Stabili-
sierungsfondsgesetz aufgenommen, sodass die da-
durch begründete zusätzliche Kreditaufnahme auf 
30  Mrd. € anstieg. Diese gleichzeitige Kreditauf-
nahme und Darlehensvergabe, die eine Kostener-
sparnis bei der Kreditaufnahme im konsolidierten 
Bundbereich zum Ziel hat, ist für die Verschuldung 
des Bundes insgesamt neutral, weil in gleichem 
Umfang bei der FMS  Wertmanagement  – einer 

Abwicklungsanstalt des Bundes – sonst notwendige 
Refinanzierungen substituiert werden.

Zusammengenommen betrug die Verschuldung des 
Bundes und die Refinanzierung für durchgeleitete 
Kredite mit Bundeswertpapieren 1.195,7 Mrd. €.

Auch im Juni lag der Schwerpunkt der Kreditauf-
nahme mit einem Gesamtvolumen von 45,5 Mrd. € 
bei den konventionellen Bundeswertpapieren. Sie 
verteilten sich auf 6 Mrd. € 30-jährige Bundesanlei-
hen, 10,5 Mrd. € 10-jährige Bundesanleihen, 4 Mrd. € 
Bundesobligationen, 5  Mrd. € Bundesschatzanwei-
sungen und 20 Mrd. € Unverzinsliche Schatzanwei-
sungen des Bundes. Bei den inflationsindexierten 
Bundeswertpapieren wurden 0,5  Mrd. € emittiert. 
Darüber hinaus wurden saldiert 9,1 Mrd. € Bundes-
wertpapiere dem Eigenbestand entnommen, um die 
Kreditaufnahme zu finanzieren. Konkret handelte es 
sich dabei um 19 Mrd. € für Verkäufe am Sekundär-
markt, denen Käufe von 3,2  Mrd. € und 7,7  Mrd. € 
Erhöhung von Eigenbeständen infolge von bei 
Emissionen zurückbehaltenen Emissionsanteilen 
gegenüberstanden. Damit verringerte sich der Ei-
genbestand zum 30. Juni auf insgesamt 180,8 Mrd. €.

Weitere Einzelheiten zu den Schuldenständen sowie 
ihrer Veränderung infolge von Kreditaufnahme und 
Tilgungen zeigt die Tabelle „Entwicklung der Ver-
schuldung des Bundes (Haushalt und Sonderver-
mögen) im Juni  2020“. Eine detaillierte Aufstellung 
der Kreditaufnahme, der Tilgungs- und Zinszahlun-
gen sowie der Verschuldung des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen) einschließlich der Refinan-
zierung von durchgeleiteten Krediten an Abwick-
lungsanstalten ist im statistischen Anhang der On-
line-Version des Monatsberichts enthalten. Darüber 
hinaus enthält der statistische Anhang auch die nach 
Restlaufzeitklassen gruppierte Verschuldung und 
Refinanzierung. Die Tabelle „Entwicklung von Um-
laufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpa-
pieren im Juni 2020“ zeigt das Umlaufvolumen der 
emittierten Bundeswertpapiere und die Eigenbe-
stände jeweils zu Nennwerten.

Finanzmärkte und Kreditaufnahme des Bundes
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Die Abbildung „Struktur der Verschuldung des 
Bundes (Haushalt und Sondervermögen) nach In-
strumentenarten per 30. Juni 2020“ zeigt die Vertei-
lung der Verschuldung. Danach entfällt mit 44,4 % 
der größte Anteil der Schuld auf 10‑jährige Bundes-
anleihen, gefolgt von den 30-jährigen Bundesanlei-
hen mit 21 %, den Bundesobligationen mit 14,2 %, 
den Bundesschatzanweisungen mit  7,7 %, den in-
flationsindexierten Bundeswertpapieren mit 4,8 % 
und den Unverzinslichen Schatzanweisungen mit 
einem Anteil von  6,9 %. Ein Anteil von  1,0 % der 
Schulden entfällt auf Schuldscheindarlehen und 
sonstige Kredite.

Von den Schulden des Bundes sind  99 % in Form 
von Inhaberschuldverschreibungen verbrieft, bei 
denen die konkreten Gläubiger dem Bund nicht 
bekannt sind.

Die Emissionsplanung des Bundes für das 3. Quar-
tal 2020 wurde am 29. Juni 2020 veröffentlicht. Sie 
berücksichtigt den erhöhten Finanzierungsbedarf 
des Bundes (Haushalt und Sondervermögen) auf-
grund der Corona-Hilfsmaßnahmen und der Maß-
nahmen zur Unterstützung der Konjunktur. Im 
September  2020 soll das erste grüne Bundeswert-
papier begeben werden.

Die Details zu den geplanten Emissionen der kon-
ventionellen nominalverzinslichen 30- und 10-jäh-
rigen Bundesanleihen, 5-jährigen Bundesobligati-
onen, 2-jährigen Bundesschatzanweisungen und 
Unverzinslichen Schatzanweisungen des Bun-
des wie auch zu den bereits etablierten inflati-
onsindexierten und den neu hinzukommen-
den grünen Bundeswertpapieren können in den 
Pressemitteilungen zum Emissionskalender1 so-
wie auf der Internetseite der Bundesrepublik 
Deutschland – Finanzagentur GmbH (Finanzagen-
tur) nachgelesen werden. Dort sind auch die vier-
teljährliche Vorschau der Tilgungszahlungen bis 
Ende des Jahres  2020 und die nach jeder Auktion 

1  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047

veröffentlichten Ergebnisse über die durchgeführ-
ten Auktionen von Bundeswertpapieren zu finden.2

Die Marktentwicklung im 
2. Quartal 2020

Das 2. Quartal stand bis Ende April unter dem Ein-
druck der Lockdown-Phase. Erste Tendenzen ei-
ner wirtschaftlichen Wiederbelebung waren in 
Deutschland im Laufe des Mai mit einer zuneh-
menden Umsetzung von Lockerungsmaßnahmen 
feststellbar. Die früh auf europäischer und nationa-
ler Ebene eingeleiteten geld- und fiskalpolitischen 
Maßnahmen zur Eindämmung der wirtschaftli-
chen Folgen der Corona-Pandemie verhinderten 
einen noch tiefer greifenden und länger anhalten-
den Schock für die Wirtschaft.

Trotz des deutlich ausgeweiteten Emissionsvolu-
mens an den Staatsanleihemärkten wurde eine 
Marktstabilisierung erreicht. Vor diesem Hin-
tergrund verzeichneten die Staatsanleiherendi-
ten über das 2.  Quartal hinweg per saldo kaum 
Veränderungen.

Die Europäische Zentralbank (EZB) sorgte mit 
dem Pandemic Emergency Purchase Programme 
für zusätzliche Liquidität im Staatsanleihemarkt. 
Marktstabilisierend wirkte auch die gemeinsame 
Ankündigung der französischen und deutschen 
Regierung, einen Wiederaufbaufonds für die Euro-
päische Union ins Leben zu rufen. Unmittelbar im 
Zuge der Verlautbarung engten sich die Renditeab-
stände von Staatsanleihen aus den Euro-Periphe-
riestaaten gegenüber Bundesanleihen spürbar ein.

Es folgte eine Phase einer erhöhten Unsicher-
heit an den Märkten, zu der auch die Diskussion 
über den europäischen Wiederaufbaufonds und 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum im 
Jahr 2015 gestarteten Anleiheankaufprogramm der 
EZB beigetragen haben dürfte. In diesem Umfeld 

2  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047
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wechselten sich Phasen sinkender Renditen im-
mer wieder mit Phasen steigender Renditen ab, 
um die 10-jährigen Benchmarkanleihen am Ende 
des 2.  Quartals dann in etwa wieder beim Aus-
gangsniveau landen zu lassen. Als Ausreißer im 

internationalen Vergleich zeigt sich hier nur das 
Vereinigte Königreich, wo sich die Rendite 10-jäh-
riger Gilts von 36 Basispunkten auf 17 Basispunkte 
etwas mehr als halbierte.

Entwicklung der Renditen 10-jähriger Staatsanleihen im 2. Quartal 2020
Rendite in % p. a.

Quelle: Thomson Reuters
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Entwicklung der Verschuldung des Bundes (Haushalt und Sondervermögen) im Juni 2020 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Schuldenstand
Kreditaufnahme  

(Zunahme)
Tilgungen 
(Abnahme) Schuldenstand 

Schuldenstands- 
änderung 

(Saldo)

31. Mai 2020 Juni 2020 Juni 2020 30. Juni 2020 Juni 2020

Insgesamt 1.127.124 55.175 -16.604 1.165.694 38.570

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.088.559 52.095 -13.525 1.127.129 38.570

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Aufwendungen  
gem. § 9 Abs. 1 FMStFG)

22.700 1.817 -1.817 22.700 0

Investitions- und Tilgungsfonds 15.866 1.263 -1.263 15.866 -0

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.059.506 55.129 -16.514 1.098.120 38.614

30-jährige Bundesanleihen 238.239 6.902 - 245.141 6.902

10-jährige Bundesanleihen 501.995 15.546 - 517.541 15.546

Bundesobligationen 160.061 5.768 - 165.829 5.768

Bundesschatzanweisungen 96.853 4.769 -12.000 89.622 -7.231

Unverzinsliche Schatzanweisungen  
des Bundes

62.357 22.144 -4.514 79.987 17.630

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 56.015 46 - 56.061 46

30-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

8.870 -21 - 8.849 -21

10-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

47.145 67 - 47.212 67

Sonstige Bundeswertpapiere 405 - - 405 0

Schuldscheindarlehen 6.725 - -90 6.635 -90

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 0

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere¹

3.582 3.752 170

Rücklagen gemäß Schlusszahlungsfinanzie-
rungsgesetz (SchlussFinG)²

3.402 3.427 25

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 

Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
2  Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres  

(§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Refinanzierung der Sondervermögen zur Durchleitung von Krediten an öffentliche 
Anstalten des Bundes im Juni 2020 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Schulden- 
stand

Kredit- 
aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme)

Schulden- 
stand

Schulden- 
stands- 

änderung 
(Saldo)

31. Mai 2020 Juni 2020 Juni 2020 30. Juni 2020 Juni 2020

Insgesamt 30.000 - - 30.000 0

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds (Kredite für  
Abwicklungsanstalten gem. § 9 Abs. 5 FMStFG)¹

30.000 - - 30.000 0

Gliederung nach Instrumentenarten

10-jährige Bundesanleihen 11.500 - - 11.500 0

Bundesobligationen 12.500 - - 12.500 0

Bundesschatzanweisungen 6.000 - - 6.000 0

Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 0 - - 0 0

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 FMStFG ermächtigt, für den Finanzmarktstabilisierungsfonds Kredite bis zu 30 Mrd. € aufzunehmen, 

damit nach § 8 Abs. 10 FMStFG der Finanzmarktstabilisierungsfonds an Abwicklungsanstalten Darlehen zur Refinanzierung der von 
diesen übernommenen Vermögensgegenständen gewähren kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, 
weil sie die bei Abwicklungsanstalten sonst notwendige Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in 
Bundeswertpapieren.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Stichtag/Periode

Schulden- 
stand 

Kreditauf-
nahme  

(Zunahme)
Tilgungen 
(Abnahme)

Schulden- 
stand 

Schulden- 
stands- 

änderung 
(Saldo)

31. Mai 2020 Juni 2020 Juni 2020 30. Juni 2020 Juni 2020

Insgesamt 1.157.124 55.175 -16.604 1.195.694 38.570

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Verschuldung und der Refinanzierung des Bundes (Bundeshaushalt und Sondervermögen)  
im Juni 
in Mio. €



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

61

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Finanzmärkte und Kreditaufnahme des Bundes

BMF-Monatsbericht 
Juli 2020

Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im Juni 2020 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Schuldenstand 
Kreditaufnahme  

(Zunahme)
Tilgungen 
(Abnahme) Schuldenstand 

Schuldenstands- 
änderung 

(Saldo)

31. Mai 2020 Juni 2020 Juni 2020 30. Juni 2020 Juni 2020

Umlaufvolumen 1.335.605 46.000 -16.500 1.365.105 29.500

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.276.000 45.500 -16.500 1.305.000 29.000

30-jährige Bundesanleihen 290.500 6.000 - 296.500 6.000

10-jährige Bundesanleihen 610.000 10.500 - 620.500 10.500

Bundesobligationen 200.500 4.000 - 204.500 4.000

Bundesschatzanweisungen 110.500 5.000 -12.000 103.500 -7.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

64.500 20.000 -4.500 80.000 15.500

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 59.200 500 - 59.700 500

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

9.300 - - 9.300 0

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

49.900 500 - 50.400 500

Sonstige Bundeswertpapiere 405 - - 405 0

Eigenbestände (brutto) -189.911 9.094 - -180.817 9.094

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Struktur der Verschuldung des Bundes (Haushalt und Sondervermögen) nach Instrumentenarten 
per 30. Juni 2020

 in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen) bis Juni 2020
in Mio. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Verschuldung des Bundes (Haushalt und Sondervermögen) 
einschließlich Kredite für Abwicklungsanstalten 2020

Kreditart

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez

in Mrd. €

Konventionelle Bundes-
wertpapiere

1.004,8 1.016,4 1.017,7 1.030,6 1.089,5 1.128,1 - - - - - -

30-jährige 
Bundesanleihen

231,9 233,3 235,1 236,6 238,2 245,1 - - - - - -

10-jährige 
Bundesanleihen

478,5 482,2 485,8 492,0 513,5 529,0 - - - - - -

Bundesobligationen 178,3 181,7 182,1 167,3 172,6 178,3 - - - - - -

Bundesschatz
anweisungen

94,5 100,1 91,1 97,6 102,9 95,6 - - - - - -

Unverzinsliche Schatz- 
anweisungen des Bundes

21,6 19,1 23,6 37,0 62,4 80,0 - - - - - -

Inflationsindexierte  
Bundeswertpapiere

70,3 70,7 71,0 55,9 56,0 56,1 - - - - - -

30-jährige inflations
indexierte Anleihen  
des Bundes

8,5 8,7 8,7 8,8 8,9 8,8 - - - - - -

10-jährige inflations- 
indexierte Anleihen  
des Bundes

61,8 62,0 62,3 47,1 47,1 47,2 - - - - - -

Sonstige Bundeswert- 
papiere

0,4 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4 - - - - - -

Schuldscheindarlehen 6,8 6,7 6,7 6,7 6,7 6,6 - - - - - -

Sonstige Kredite und 
Buchschulden

4,5 4,5 4,5 4,5 4,5 4,5 - - - - - -

Insgesamt 1.086,8 1.098,7 1.100,3 1.098,1 1.157,1 1.195,7 - - - - - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Tilgungen des Bundes (Haushalt und Sondervermögen)  
einschließlich Kredite für Abwicklungsanstalten 2020

Kreditart

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez
Summe 

insgesamt

in Mrd. €

Konventionelle Bundeswert-
papiere

-22,0 -7,0 -13,0 -27,0 - -16,5 - - - - - - -85,6

10-jährige Bundesanleihen -22,0 - - - - - - - - - - - -22,0

Bundesobligationen - - - -20,0 - - - - - - - - -20,0

Bundesschatzanweisungen - - -13,0 - - -12,0 - - - - - - -25,0

Unverzinsliche Schatz- 
anweisungen des Bundes

- -7,0 - -7,0 - -4,5 - - - - - - -18,6

Inflationsindexierte Bundes-
wertpapiere

- - - -16,0 - - - - - - - - -16,0

10-jährige Inflations- 
indexierte Anleihen  
des Bundes

- - - -16,0 - - - - - - - - -16,0

Schuldscheindarlehen -0,0 -0,1 - -0,0 - -0,1 - - - - - - -0,2

Insgesamt -22,0 -7,1 -13,0 -43,0 - -16,6 - - - - - - -101,7

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Bruttokreditbedarf des Bundes (Haushalt und Sondervermögen)  
einschließlich Kredite für Abwicklungsanstalten 2020

Kreditart

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez
Summe 

insgesamt

in Mrd. €

Konventionelle Bundeswert-
papiere

30,0 18,6 14,3 39,9 58,9 55,1 - - - - - - 216,9

30-jährige Bundesanleihen 1,4 1,3 1,8 1,5 1,7 6,9 - - - - - - 14,6

10-jährige Bundesanleihen 11,7 3,7 3,6 6,2 21,5 15,5 - - - - - - 62,3

Bundesobligationen 3,5 3,5 0,4 5,2 5,3 5,8 - - - - - - 23,6

Bundesschatzanweisungen 5,3 5,6 4,0 6,5 5,3 4,8 - - - - - - 31,4

Unverzinsliche Schatz- 
anweisungen des Bundes

8,1 4,5 4,5 20,5 25,3 22,1 - - - - - - 85,1

Inflationsindexierte Bundes-
wertpapiere

0,5 0,4 0,3 0,9 0,1 0,0 - - - - - - 2,3

30-jährige inflations- 
indexierte Anleihen  
des Bundes

0,0 0,2 -0,0 0,1 0,1 -0,0 - - - - - - 0,3

10-jährige inflations- 
indexierte Anleihen  
des Bundes

0,5 0,2 0,3 0,8 -0,0 0,1 - - - - - - 2,0

Insgesamt 30,5 19,0 14,6 40,8 59,0 55,2 - - - - - - 219,2

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Zinsen des Bundes (Haushalt und Sondervermögen)  
einschließlich Kredite für Abwicklungsanstalten 2020

Kreditart

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez
Summe 

insgesamt

in Mrd. €

Konventionelle Bundeswert-
papiere

4,8 0,3 -0,5 -1,3 -1,6 -1,0 - - - - - - 0,6

30-jährige Bundesanleihen 3,9 -0,4 -0,2 -0,8 -0,8 -0,1 - - - - - - 1,7

10-jährige Bundesanleihen 1,1 0,9 -0,3 -0,3 -0,6 -0,8 - - - - - - 0,1

Bundesobligationen -0,1 -0,1 -0,0 -0,1 -0,2 -0,1 - - - - - - -0,7

Bundesschatzanweisungen -0,0 -0,1 -0,1 -0,1 -0,1 -0,1 - - - - - - -0,4

Unverzinsliche Schatz- 
anweisungen des Bundes

0,0 -0,0 0,0 -0,0 0,0 0,0 - - - - - - -0,0

Inflationsindexierte Bundes-
wertpapiere

-0,1 -0,1 -0,0 1,2 -0,0 -0,0 - - - - - - 0,9

30-jährige inflations- 
indexierte Anleihen  
des Bundes

-0,0 -0,1 0,0 0,1 -0,0 0,0 - - - - - - 0,0

10-jährige inflations- 
indexierte Anleihen  
des Bundes

-0,1 -0,1 -0,1 1,1 -0,0 -0,0 - - - - - - 0,9

Schuldscheindarlehen 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 - - - - - - 0,1

Sonstige Kredite und  
Buchschulden

- - - - - 0,0 - - - - - - 0,0

Insgesamt 4,7 0,2 -0,5 -0,1 -1,6 -1,0 - - - - - - 1,7

Verzinsung: Zinseinnahmen (-), Zinsausgaben (+); Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Rückblick auf die 
Videokonferenzen des 
ECOFIN am 9. Juni 2020 
und der Eurogruppe am 
11. Juni 2020

Informelle Videokonferenz der 
ECOFIN-Ministerinnen und 
-Minister

Bei der informellen Sitzung der ECOFIN-Minis-
terinnen und -Minister am 9.  Juni  2020 standen 
der Vorschlag der Europäischen Kommission zum 
Aufbauinstrument der Europäischen Union (Eu-
ropean Union Recovery Instrument) sowie die 
länderspezifischen Empfehlungen und die aktuali-
sierten Stabilitäts- und Konvergenzprogramme auf 
der Tagesordnung.

Die ECOFIN-Ministerinnen und -Minister tausch-
ten sich über den Vorschlag der Europäischen 
Kommission vom 28.  Mai  2020 zur Schaffung ei-
nes Aufbauinstruments der Europäischen Union 
(EU) zur Unterstützung der Erholung nach der 
COVID-19-Pandemie aus. Die Europäische Kom-
mission stellte ihre Vorschläge vor und warb für 
eine zügige Einigung, damit die Mitgliedstaaten be-
reits im Oktober ihre Aufbau- und Resilienz-Pläne 
im Rahmen der Aufbau- und Resilienz-Fazilität (Re-
covery and Resilience Facility), eines zentralen Pro-
gramms des Aufbauinstruments, einreichen könn-
ten. Die Europäische Zentralbank (EZB) und die 
Europäische Investitionsbank (EIB) begrüßten die 
Vorschläge. Letztere sprach sich in diesem Zusam-
menhang für eine Kapitalerhöhung der EIB aus. Die 
kroatische Ratspräsidentschaft erklärte, dass der Eu-
ropäische Rat sich am 19. Juni 2020 weiter mit den 
Vorschlägen befassen werde. Es gab eine breite Aus-
sprache unter den Mitgliedstaaten.

Bundesfinanzminister Olaf Scholz verwies auf die 
deutsch-französische Initiative vom 18.  Mai  2020, 

die Zuschüsse an die Mitgliedstaaten in Höhe von 
500  Mrd. € vorsehe. Die Mittel müssten insbeson-
dere in den nächsten beiden Jahren zielgerichtet ein-
gesetzt werden, um Reformen und Investitionen in 
von der Krise besonders betroffenen Mitgliedstaaten 
zu unterstützen. Wichtig sei, dass es sich nur um ei-
nen einmaligen Vorgang mit einem begrenzten Be-
trag handele. Die Zuteilung der Mittel müsse sich an 
den Krisenauswirkungen orientieren. Die Rückzah-
lung der dafür aufgenommenen Mittel müsste be-
reits in der kommenden Periode des Mehrjährigen 
Finanzrahmens (MFR) 2021 bis 2027 beginnen. Der 
Recovery Plan und der kommende MFR seien als 
Paket zusammen zu betrachten. Eine Anpassung 
des laufenden MFR sei nicht erforderlich. Für die 
MFR-Einigung seien dauerhafte Rabatte erforder-
lich. Beim jährlichen Haushaltsverfahren bleibe eine 
ausreichende Kontrolle der EU-Haushaltsbehörden 
und nationalen Parlamente notwendig. Bei der Ei-
genmittelobergrenze sei zu besprechen, in welchem 
Ausmaß eine Anhebung tatsächlich erforderlich sei. 
Hinsichtlich der Rolle der EIB sprach sich Bundes-
finanzminister Olaf Scholz gegen eine Eigenkapital-
unterstützung für Unternehmen durch die EIB oder 
andere EU-Institutionen aus. Eine Kapitalerhöhung 
der EIB müsse auch im Zusammenhang mit der 
Governance der EIB gesehen werden.

Einige Mitgliedstaaten sprachen sich für ein gerin-
geres Volumen aus. Mehrere Mitgliedstaaten zeig-
ten sich kritisch gegenüber Zuschüssen an die Mit-
gliedstaaten. Bei der Recovery and Resilience Facility 
sprachen sich viele Mitgliedstaaten für eine Einbin-
dung in das Europäische Semester aus. Andere zeig-
ten sich hier etwas zurückhaltender, waren aber un-
ter bestimmten Bedingungen (keine Überfrachtung 
des Semesters, Beachtung der finanzpolitischen 
Nachhaltigkeit) auch hierzu bereit. Mehrere Mit-
gliedstaaten betonten die Notwendigkeit von Struk-
turreformen bei den nationalen Plänen. Bei der 
Mittelverteilung betonte eine Reihe von Mitglied-
staaten, dass es einen klaren Bezug zu den Krisen-
auswirkungen in den Mitgliedstaaten geben müsse; 

Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik
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einige Mitgliedstaaten sprachen sich für eine Flexi-
bilität bei der Mittelverwendung aus.

Die ECOFIN-Ministerinnen und -Minister befassten 
sich im Rahmen des Europäischen Semesters  2020 
mit den länderspezifischen Empfehlungen und den 
aktualisierten Stabilitäts- und Konvergenzprogram-
men. Die Europäische Kommission hat die wesent-
lichen Elemente der länderspezifischen Empfehlun-
gen vorgestellt, die in diesem Jahr maßgeblich durch 
die COVID-19 Pandemie bestimmt sind. Die Um-
setzung der Empfehlungen sei wichtig. Derzeit sei 
eine expansive Ausrichtung der Fiskalpolitik in den 
Mitgliedstaaten erforderlich. Im Rahmen der wirt-
schaftlichen Erholung müsse aber auch eine Rück-
kehr zu den mittelfristigen Anpassungspfaden be-
dacht werden. Die kroatische Ratspräsidentschaft 
erklärte, dass die länderspezifischen Empfehlungen 
den Mitgliedstaaten im schriftlichen Verfahren zur 
Zustimmung vorgelegt werden sollten.

Videokonferenz der Eurogruppe 

Bei der Eurogruppe am 11.  Juni  2020 standen die 
Anhörungen der Einheitlichen Bankenaufsicht 
(Single Supervisory Mechanism, SSM) und der 
Einheitlichen Abwicklungsbehörde (Single Res-
olution Board, SRB), die Nachprogrammüberwa-
chungen zu Zypern, Spanien und Griechenland so-
wie das Arbeitsprogramm der Eurogruppe auf der 
Tagesordnung.

Zur Bankenunion fand in der Eurogruppe die re-
gelmäßig stattfindende Anhörung des SSM statt. 
Die Anhörung ist Teil der in der SSM-Verordnung 
festgelegten Rechenschaftspflichten des SSM. Der 
SSM-Vorsitzende, Andrea Enria, erklärte, dass die 
Banken widerstandsfähiger seien als bei der Fi-
nanzkrise. Die Banken verfügten über ausreichend 
Liquidität und Kapitalpuffer. Es gebe aber Unsicher-
heiten über die weitere Entwicklung. Er verwies zu-
dem auf die temporären aufsichtsrechtlichen Er-
leichterungen, die ergriffen worden seien, um die 
Kreditvergabemöglichkeit der Banken zu unter-
stützen. Zum Auslaufen dieser Maßnahmen solle 

es eine Exit-Strategie geben. Die SRB-Vorsitzende, 
Elke König, verwies auf den Aufbau von Verlustpuf-
fern (Minimum Requirement for Own Funds and 
Eligible Liabilities, MREL) bei den Banken. Hier-
bei werde auch die derzeitige Situation berück-
sichtigt. Der Abwicklungsrahmen biete auch in der 
Krise Flexibilität. Die Europäische Kommission be-
tonte, dass ein neuer Aufbau von notleidenden Kre-
diten vermieden werden solle. Die Arbeiten an der 
Bankenunion, einschließlich Einlagensicherung, 
müssten fortgeführt werden. Die EZB warnte vor 
einem Deleveraging im Bankensektor. Der Euro-
päische Stabilitätsmechanismus (ESM) verwies da-
rauf, dass es weiterhin keine finale Einigung auf die 
ESM-Reform und damit auch den Common Back-
stop gebe. Unter den wortnehmenden Mitglied-
staaten sprachen sich einige für die Fortführung 
der Arbeiten zur Bankenunion und das Vorziehen 
des Common Backstop aus, andere betonten den 
Risikoabbau und warnten vor zu viel Flexibilität im 
Abwicklungsrahmen. Bundesfinanzminister Olaf 
Scholz betonte die Bedeutung des MREL-Aufbaus 
für die Abwicklungsfähigkeit der Banken. Der Auf-
bau müsse daher fortgeführt werden. Das Abwick-
lungsrahmenwerk habe bereits ausreichend Flexi-
bilität; Anpassungen seien hier, auch zum Schutz 
der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, nicht er-
forderlich. Die ESM-Reform solle abgeschlossen 
werden. Über ein Vorziehen des Common Backstop 
zu sprechen, mache vor Abschluss der ESM-Reform 
keinen Sinn.

Die Eurogruppe befasste sich mit den Nachpro-
grammüberwachungen zu Zypern und Spanien. Es 
wurden keine Risiken für die Rückzahlung gesehen.

Zudem beriet die Eurogruppe über den Nachpro-
grammbericht zu Griechenland im Rahmen der 
verstärkten Überwachung und die Freigabe von 
konditionierten Schuldenerleichterungen. Die 
Europäische Kommission verwies darauf, dass 
Griechenland stark von den Auswirkungen der 
Corona-Pandemie betroffen sei. Die Reformbemü-
hungen seien trotzdem fortgesetzt worden. Die EZB 
erklärte, dass die notleidenden Kredite zwar wieder 
ansteigen könnten, der Bankensektor insgesamt 
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aber kein Grund zur Sorge sei. Der ESM zog eine 
insgesamt positive Bilanz der Reformanstrengun-
gen vor dem Hintergrund der Corona-Krise. Der 
Internationale Währungsfonds erklärte, dass Grie-
chenland von den europäischen Maßnahmen zur 
Krisenbekämpfung der vergangenen Monate profi-
tiert habe. Griechenland verwies auf die nationalen 
Maßnahmen zur Krisenbekämpfung. Man strebe 
eine nachhaltige wirtschaftliche Erholung an und 
wolle hierzu neue Reformen auf den Weg bringen. 
In der Eurogruppe gab es eine politische Einigung 
auf die Freigabe der dritten Tranche von Schulden
erleichterungen in Höhe von 644 Mio. € und einen 
Zinsverzicht bei der Europäischen Finanzstabilisie-
rungsfazilität von rund 104  Mio. €. Der deutsche 
Sitzungsvertreter verwies darauf, dass vor der end-
gültigen Entscheidung der Deutsche Bundestag be-
fasst werden müsse.

Des Weiteren erklärte der Vorsitzende Mario 
Centeno, dass er sein Amt als portugiesischer Fi-
nanzminister am 15. Juni 2020 niederlegen werde. 
Seine zweieinhalbjährige Amtszeit als Eurogrup-
pen-Vorsitz lief noch bis Mitte Juli 2020. 

Zudem fand am 11. Juni 2020 auch eine Videokon-
ferenz der Eurogruppe im erweiterten Format zur 

wirtschaftlichen Lage und zu den Maßnahmen zur 
Unterstützung der wirtschaftlichen Erholung statt. 
Die Europäische Kommission erklärte, dass die 
Auswirkungen der Krise noch nicht voll zu spüren 
seien. Maßnahmen zur Kurzarbeit seien auf dem 
Arbeitsmarkt sehr hilfreich. Es sei eine hohe An-
zahl von Insolvenzen im Privatsektor zu befürch-
ten, insbesondere bei kleinen und mittleren Unter-
nehmen. Es gebe eine Investitionslücke in Europa. 
Hierbei solle auch der Vorschlag für den Recovery 
Plan helfen. Es solle Vorschläge seitens der Mit-
gliedstaaten für Pakete von Reformen und Inves-
titionen geben. Die EZB und der ESM betonten, 
dass die Märkte die Maßnahmen auf europäischer 
Ebene positiv aufgenommen hätten. Einige Mit-
gliedstaaten verwiesen auf nationale Maßnahmen. 
Mehrere Mitgliedstaaten erklärten, dass das Recov-
ery-Instrument eine eigene Eurozonendimension 
brauche. Der deutsche Sitzungsvertreter erklärte, 
dass die Eurozonenempfehlung des Europäischen 
Semesters eine wichtige Rolle spielen würde. Das 
Recovery-Instrument sei aber ein Instrument für 
die EU-27. Eine eigene Eurozonendimension könne 
die Verhandlungen erschweren und verlangsamen. 
Die Mitgliedstaaten müssten bei der Facility eine 
wichtige Rolle spielen.
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Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

24./25. August 2020 Treffen der deutschsprachigen Finanzminister

11./12 September 2020 Informeller ECOFIN-Rat in Berlin

05./06. Oktober 2020 Eurogruppe und ECOFIN-Rat

15./16. Oktober 2020 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen 
und -Notenbankgouverneure

16. bis 18. Oktober 2020 Jahresversammlung von IWF und Weltbank

Aufgrund der Corona-Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2021 
und des Finanzplans bis 2024

Datum Verfahrensschritte

18. März 2020 Eckwertebeschluss des Kabinetts zum Bundeshaushalt 2021 und Finanzplan bis 2024

12. bis 14. Mai 2020 Steuerschätzung

8. bis 10. September 2020 Steuerschätzung als Interimschätzung

23. September 2020 Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2021 und Finanzplan bis 2024

25. September 2020 Zuleitung an Bundestag und Bundesrat

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

August 2020 Juli 2020 20. August 2020

September 2020 August 2020 22. September 2020

Oktober 2020 September 2020 22. Oktober 2020

November 2020 Oktober 2020 20. November 2020

Dezember 2020 November 2020 22. Dezember 2020

1  Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Das BMF hat folgende Publikation aktualisiert: 

Beteiligungsbericht des Bundes 2019
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http://Entwicklung der Refinanzierung der Sondervermögen zur Durchleitung von Krediten an öffentliche Ansta
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-3-entwicklung-verschuldung-und-refinanzierung-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-3-entwicklung-verschuldung-und-refinanzierung-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-haushaltsquerschnitt.html/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Staatsschuldenquoten im internationalen Vergleich

Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2017 bis 2018

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2019/2020

Entwicklung der Länderhaushalte im Mai 2020

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kassenlage des Bundes und der Länder 
bis Mai 2020

Die Einnahmen, Ausgaben und Kassenlage der Länder bis Mai 2020

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

﻿

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunkturkomponenten des Bundes

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-internationaler-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-staatsschuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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﻿

Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts
Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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